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1 EINLEITUNG 

(BauGB Anlage 1 Nr. 1) 

Für Bauleitplanverfahren schreibt § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) die Durchführung einer Umweltprüfung vor. Nur in 
Ausnahmefällen kann von dieser abgesehen werden (vgl. § 13 Abs. 3, § 34 Abs. 4, § 35 Abs. 6 sowie § 244 Abs. 2 
BauGB). Innerhalb der Umweltprüfung werden gemäß § 2 Abs. 4 BauGB die voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB ermittelt. Deren Darstellung und 
Bewertung erfolgt in einem Umweltbericht, der gemäß § 2a BauGB einen gesonderten Teil der Begründung darstellt. Die 
regelmäßig zu erarbeitenden Inhalte des Umweltberichts ergeben sich aus BauGB Anlage 1.  
Der Prüfungsumfang ist im Einzelfall darüber hinaus davon abhängig, ob ein konkretisierbares Projekt oder Vorhaben 
Gegenstand oder Anlass des Bauleitplans ist. Auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung nicht absehbare oder an-
dere erhebliche Umweltauswirkungen des Vorhabens sind auf der nachgelagerten Zulassungsebene zu prüfen.  

1.1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bauleitplans 

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a) 

A) RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Das Plangebiet liegt in der Gemeinde Selfkant im Ortsteil Isenbruch. Die Gemeinde Selfkant liegt im Westen von Nord-
rhein-Westfalen, an der Grenze zu den Niederlanden. Es handelt sich um die westlichste Gemeinde Deutschlands. 
Die Gemeinde Selfkant grenzt auf deutscher Seite im Nordosten an die Gemeinde Waldfeucht und im Osten an die Ge-
meinde Gangelt. Auf niederländischer Seite grenzt Selfkant an die Stadt Sittard-Geleen sowie die Gemeinden Echt-
Susteren, Onderbanken und Schinnen.  
Das Plangebiet umfasst die Grundstücke Gemarkung Havert, Flur 1, Grundstücke 41, 42, 45, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 56, 
57, 58, 59, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 70, 71, 132, 134, 159, 160, 161, 164, 165, 176, 177, 182, 183, 267, 268, 
213, 215 und 216. Das Plangebiet hat damit eine Fläche von rund 4,08 ha.  
Das Plangebiet ist im Norden, Westen und Südwesten von weiteren Wohnbauflächen umgeben. Im Nordosten, Osten und 
Süden grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Die nördliche Grenze des Geltungsbereiches bildet die Engelbert-
straße, im Südosten begrenzt die Bach-Straße das Gebiet und im Südwesten die Grünstraße.  
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Abbildung 1: Luftbild des Plangebietes; Quelle: Eigene Darstellung nach Land NRW 2018 

Die verfahrensgegenständlichen Flächen selbst unterliegen überwiegend einer Wohnnutzung und sind größtenteils be-
baut, lediglich der nordöstliche Teil des Plangebietes ist derzeit ungenutzt. Die Flurstücke 50, 51, 161 und 165 im Nordos-
ten des Plangebietes sind bisher unbebaut. Das Flurstück 165 stellt sich als Waldfläche, die übrigen Flurstücke als Frei-
fläche dar. Die Bebauungsstruktur wird insbesondere durch Einfamilienhäuser und alte Hofstellen geprägt. Im westlichen 
Teil des Plangebietes liegt ein hoher Anteil rückwärtiger Nebenanlagen vor. 
Zwischen den Bebauungen befinden sich unterschiedlich stark ausgeprägte Bepflanzungen. Die seitlichen Grenzabstän-
de sind mit schwach ausgebildeten Vegetationsstrukturen bepflanzt, die rückwärtigen Grundstücksgrenzen weisen eine 
stärker ausgebildete Bepflanzung auf. Im Osten des Plangebietes liegen im Bereich des Wegekreuzes waldartige Struktu-
ren vor. Die bisher unbebauten Grundstücke im Nordosten des Plangebietes sind als Wiese ausgebildet.  

B) PLANUNGSINTENTION 

Die Gemeinde Selfkant plant, für die in Rede stehende Fläche im Ortsteil Isenbruch den Bebau-ungsplan Nr. 50 „Isen-
bruch Ost“ aufzustellen, um die städtebauliche Ordnung zu wahren und Fehl-entwicklungen zu unterbinden. Für das Ge-
biet existiert kein Bebauungsplan, es existiert jedoch eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB, gemäß derer die pla-
nungsgegenständlichen Flächen gem. § 34 BauGB als im Zusammenhang bebauter Ortsteil zu beurteilen sind. Dies hat 
bereits an einigen Stellen im Gebiet zu negativen Entwicklungen geführt: Nebenanlagen sind in einem Maß entstanden, in 
welchem sie der Hauptnutzung in ihrer Anzahl bzw. Dichte kaum mehr als untergeordnet zuzurechnen sind und einzelne 
Baukörper springen von der gedachten Straßenflucht vor oder zu-rück. Für das Ortsbild schädliche Entwicklungen wie 
diese sollen mit Hilfe des aufzustellenden Be-bauungsplanes unterbunden werden und die weitere Entwicklung des Ge-
bietes reguliert werden.  

Ein weiterer Grund für die Aufstellung des Bebauungsplanes besteht in der Absicht der Gemeinde, das zentral im Plange-
biet gelegene Bürgerhaus zu sichern. Dieses ehemalige Feuerwehrhaus wurde lange Zeit als Vereinsheim genutzt und 
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hat sich in den vergangenen Jahren zum Bürgerhaus des Ortsteiles Isenbruch entwickelt. Diese Nutzung soll durch den 
Bebauungsplan als Gemeinbedarfsfläche planungsrechtlich gesichert werden.  
 
In diesem Zusammenhang ist die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 50 „Isenbruch Ost“ erforderlich. Es be-
steht ein Planungserfordernisbedarf gemäß § 1 Abs. 3 BauGB. 
 

Da das Ziel der vorliegenden Bauleitplanung insbesondere in der Sicherung des Bestandes liegt, werden die Festsetzun-
gen aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt und anhand der tatsächlich vorliegenden Nutzungen 
vorgenommen. Daher werden ein Mischgebiet (MI) sowie ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt und eine Fläche 
für Wald, eine private Grünfläche sowie eine Gemeinbedarfsfläche im Zentrum des Gebietes ergänzt.  
Um weitere schadhafte Entwicklungen im Plangebiet zu unterbinden und zur Sicherung der Planung für den künftigen 
Planbereich wird mit dem Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan gleichzeitig eine Veränderungssperre gem. 
§ 14 BauGB für das Plangebiet gefasst.  

C) STÄDTEBAULICHES KONZEPT 

Das städtebauliche Konzept, welches der vorliegenden Planung zugrunde liegt, unterteilt das Plangebiet funktional sowie 
bauplanungsrechtlich in drei Teilbereiche: Im westlichen Teilbereich wird entsprechend der bestehenden Bebauungs- und 
Nutzungsstruktur ein Mischgebiet ausgewiesen. Im Osten des Plangebietes wird – ebenfalls entsprechend der bestehen-
den Bebauung – ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Diese beiden Teilbereiche werden durch eine Fläche für Ge-
meinbedarf, die zur planungsrechtlichen Sicherung des Bürgerhauses sowie des Spielplatzes dient, voneinander getrennt. 
Die Sicherung der gestalterischen Qualität sowie der Boden- und Vegetationsfunktionen erfolgt über die Festsetzung 
einer privaten Grünfläche sowie einer Fläche für Wald.  
Die weiteren Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind zur Sicherung des Bestandes ausreichend. Sie bieten 
den Grundstückseigentümern ein ausreichendes Maß an Flexibilität bei möglichen Erweiterungen und stellen gleichzeitig 
eine geordnete städtebauliche Entwicklung sicher.  

D) FREIRAUMKONZEPT 

Ein weiteres Ziel der Planung besteht in der verträglichen Integration des Vorhabens in die umliegende Landschaft sowie 
dem Erhalt des dörflichen Charakters. Zu diesem Zweck werden private Grünflächen festgesetzt. Eine Fläche für Wald 
sichert den vorhandenen Gehölzstreifen im Nordosten des Plangebietes und stellt ein verbindendes Element zwischen 
dem Plangebiet und den angrenzenden Freiflächen dar. Eine private Grünfläche im rückwärtigen Bereich des Allgemei-
nen Wohngebietes lockert dieses auf und trägt sowohl zur ökologischen wie auch gestalterischen Qualitätssicherung bei.  

E) ERSCHLIESSUNGSKONZEPT 

Die verkehrliche Haupterschließung erfolgt, entsprechend des Bestandes, über die Engelbertstraße im Norden, die Bach-
Straße im Osten sowie die Grünstraße im Südwesten.  
Bei der Bachstraße handelt es sich um eine klassifizierte Straße (Kreisstraße K 2), die an Bundesstraße B56n anschließt.  
Die Erschließung erfüllt die Ansprüche an eine sichere und flüssige Verkehrsführung. 

F) VER- UND ENTSORGUNG 

In dem Rahmen der Planung kommt es zu keiner Änderung der bestehenden Ver- und Entsorgungssituation.  
Gemäß § 44 LWG NRW ist das Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, 
befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah direkt oder 
ohne Vermischung mit Schmutzwasser über eine Kanalisation in ein Gewässer einzuleiten, sofern dies ohne Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit möglich ist. Die Entsorgung des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers des 
Plangebietes erfolgt im Bereich der Bach-Straße und auf einigen Grundstücken entlang der Grünstraße vollständig in 
Form einer Versickerung. Bis auf zwei Grundstücke, die vollständig in den Kanal einleiten, erfolgt die Entsorgung auf den 
übrigen Grundstücken in Teilen mittels einer Versickerung sowie in Teilen über eine Einleitung in das Kanalsystem. Die 
Grundstücke entlang der Engelbertstraße und der Grünstraße sind an das bestehende Kanalnetz innerhalb der bestehen-
den Verkehrsflächen angebunden und entsorgen entweder vollständig durch Einleitung in das bestehende Kanalnetz oder 
teils durch Einleitung, teils durch Versickerung.  
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G) BEDARF AN GRUND UND BODEN 

Bestand 

Verfahrensgebiet .......................................................................................................................................ca.  40.686 m² 

Im Zusammenhang bebauter Ortsteil gem. § 34 BauGB ...........................................................................ca.  28.940 m² 

Grünflächen ...............................................................................................................................................ca.  11.746 m² 

Planung 

Verfahrensgebiet .......................................................................................................................................ca.  40.686 m² 

Mischgebiet (MI, GRZ 0,6) .........................................................................................................................ca.  11.874 m² 

Allgemeines Wohngebiet (WA, GRZ 0,4) ..................................................................................................ca. 13.990 m2 

Flächen für Gemeinbedarf .........................................................................................................................ca. 1.956 m2 

Fläche für Wald ..........................................................................................................................................ca.  1.024 m² 

Private Grünfläche .....................................................................................................................................ca.  11.842 m² 

1.2 Einschlägige Umweltschutzziele aus Fachgesetzen und Fachplänen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe b) 

Zur Beurteilung der Auswirkungen der Planung auf die Umweltschutzgüter finden diverse Fachgesetze Anwendung. Ins-
besondere die nachfolgenden Fachgesetze wurden in die Abwägung eingestellt.  

Fachgesetz Umweltschutzziele 

Baugesetzbuch (BauGB) Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen die Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderun-
gen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Ein-
klang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Boden-
nutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleis-
ten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natür-
lichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und 
die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie 
die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten 
und zu entwickeln. 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB insbesondere 
auch die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung zu berücksichtigen. Weiterhin 
zu berücksichtigen sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB die Belange des Umweltschut-
zes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, hierbei insbeson-
dere  

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 
Vielfalt,  

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetzes,  

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit so-
wie die Bevölkerung insgesamt, 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 
und Abwässern, 
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f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nut-
zung von Energie, 

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbe-
sondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 
Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union 
festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
nach den Buchstaben a bis d. 

 

§ 1a BauGB definiert ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz.  

Im Sinne der sogenannten Bodenschutzklausel (§ 1a Absatz 2 BauGB) ist mit Grund 
und Boden sparsam und schonend umzugehen. Hierbei sind zur Verringerung der 
zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen insbesondere 
die Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen. Bodenversiegelungen sind auf das 
notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke 
genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden.  

Gemäß § 1a Absatz 3 BauGB sind die unvermeidbaren Eingriffe in den Naturhaus-
halt durch geeignete Maßnahmen oder Flächen zum Ausgleich zu kompensieren. 
Sollten Natura 2000-Gebiete durch die Planung beeinträchtigt werden, so sind die 
Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes über die Zulässigkeit und Durchfüh-
rung von derartigen Eingriffen anzuwenden (vgl. § 1a Absatz 4 BauGB).  

Sowohl durch Maßnahmen, welche dem Klimawandel entgegenwirken, als auch 
durch Maßnahmen, die der Anpassungen an den Klimawandel dienen, soll den Er-
fordernissen des Klimaschutzes Rechnung getragen werden (vgl. § 1a Absatz 4 
BauGB). 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 

Gemäß § 1 BNatSchG sind Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes 
und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung 
für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 
schützen, dass 

1. die biologische Vielfalt, 

2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der 
Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter so-
wie 

3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und 
Landschaft 

auf Dauer gesichert sind. Hierbei umfasst der Schutz auch die Pflege, die Entwick-
lung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft. 

Landesnaturschutzgesetz NRW 
(LNatSchG NRW) 

In §§ 6 bis13 des LNatSchG NRW werden Grundsätze und Ziele der Landschafts-
planung festgelegt, die das Bundesnaturschutzgesetz ergänzen. 

Bundesbodenschutzgesetz 
(BBodSchG) 

Gemäß § 1 BBodSchG liegt der Zweck des Gesetzes in der nachhaltigen Sicherung 
oder Wiederherstellung der Funktion des Bodens. Hierzu sind schädliche Bodenver-
änderungen abzuwehren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte 
Gewässerverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkun-
gen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchti-
gungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- 
und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden. 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Zweck des WHG ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung die Ge-
wässer als Bestandteil des Naturhaushaltes, als Lebensgrundlage des Menschen, 
als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schützen (vgl. § 1 
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WHG). Gemäß § 6 Abs. 1 WHG sind Gewässer nachhaltig zu bewirtschaften, insbe-
sondere mit dem Ziel, 

1. ihre Funktions- und Leistungsfähigkeit als Bestandteil des Naturhaushalts und 
als Lebensraum für Tiere und Pflanzen zu erhalten und zu verbessern, insbe-
sondere durch Schutz vor nachteiligen Veränderungen von Gewässereigen-
schaften, 

2. Beeinträchtigungen auch im Hinblick auf den Wasserhaushalt der direkt von den 
Gewässern abhängenden Landökosysteme und Feuchtgebiete zu vermeiden 
und unvermeidbare, nicht nur geringfügige Beeinträchtigungen so weit wie mög-
lich auszugleichen, 

3. sie zum Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch im Interesse 
Einzelner zu nutzen, 

4. bestehende oder künftige Nutzungsmöglichkeiten insbesondere für die öffentli-
che Wasserversorgung zu erhalten oder zu schaffen, 

5. möglichen Folgen des Klimawandels vorzubeugen, 

6. an oberirdischen Gewässern so weit wie möglich natürliche und schadlose Ab-
flussverhältnisse zu gewährleisten und insbesondere durch Rückhaltung des 
Wassers in der Fläche der Entstehung von nachteiligen Hochwasserfolgen vor-
zubeugen, 

7. zum Schutz der Meeresumwelt beizutragen. 

Natürliche oder naturnahe Gewässer sollen in diesem Zustand erhalten bleiben und 
nicht naturnah ausgebaute natürliche Gewässer sollen so weit wie möglich wieder in 
einen naturnahen Zustand zurückgeführt werden, wenn überwiegende Gründe des 
Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen (vgl. § 6 Absatz 2 WHG). 

Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG) 

Durch das BImSchG sollen Menschen, Tiere und Pflanzen, der Boden, das Wasser, 
die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umweltein-
wirkungen geschützt und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorge-
beugt werden (vgl. § 1 Absatz 1 BImSchG). Soweit es sich um genehmigungsbedürf-
tige Anlagen handelt, dient das Gesetz gem. § 1 Absatz 2 BImSchG auch 

1. der integrierten Vermeidung und Verminderung schädlicher Umwelteinwirkun-
gen durch Emissionen in Luft, Wasser und Boden unter Einbeziehung der Ab-
fallwirtschaft, um ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu errei-
chen, sowie 

2. dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren, erhebliche Nachteile und erheb-
liche Belästigungen, die auf andere Weise herbeigeführt werden. 

Nach dem in § 50 BImSchG normierten Trennungsgebot sind bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 
einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren 
Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebs-
bereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend 
dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, ins-
besondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und 
unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders 
wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und öffentlich genutzte Gebäude, so 
weit wie möglich vermieden werden. 

Denkmalschutzgesetz NRW 
(DSchG NW) 

Gem. § 1 DSchG NRW sind Denkmäler zu schützen, zu pflegen, sinnvoll zu nutzen 
und wissenschaftlich zu erforschen. Sie sollen der Öffentlichkeit im Rahmen des 
Zumutbaren zugänglich gemacht werden. Die Belange des Denkmalschutzes und 
der Denkmalpflege sind bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen angemessen 
zu berücksichtigen. Denkmäler im Sinne des Gesetzes sind Baudenkmäler, Denk-
malbereiche, bewegliche Baudenkmäler sowie Bodendenkmäler (vgl. § 2 DSchG 
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NRW). 

Gemäß § 9 Absatz 1 DSchG NRW bedarf der Erlaubnis der Unteren Denkmalbehör-
de, wer 

a) Baudenkmäler oder ortsfeste Bodendenkmäler beseitigen, verändern, an ei-
nen anderen Ort verbringen oder die bisherige Nutzung ändern will, 

b) in der engeren Umgebung von Baudenkmälern oder ortsfesten Bodendenkmä-
lern Anlagen errichten, verändern oder beseitigen will, wenn hierdurch das Er-
scheinungsbild des Denkmals beeinträchtigt wird, oder  

c) bewegliche Denkmäler beseitigen oder verändern will.  

Tabelle 1: Umweltschutzziele aus Fachgesetzen 

Neben den genannten Fachgesetzen werden auch die unterschiedlichen übergeordneten Fachplanungen hinsichtlich 
ihrer Umweltschutzziele überprüft. Hierbei steht die Kongruenz oder Divergenz der Planung mit den Vorgaben der Fach-
planungen im Vordergrund.  

1.2.1 Regionalplan 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen, Blatt L4900/4902 Selfkant/Heinsberg stellt 
das Plangebiet sowie die angrenzenden Flächen als Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich (AFAB) dar. Dieser wird 
überlagert durch die Freiraumfunktion Grundwasser- und Gewässerschutz. Direkt östlich grenzt weiterhin eine Fläche mit 
der Freiraumfunktion Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung an. Im weiteren Umfeld ist das Plange-
biet im Norden, Süden und Westen von Flächen zum Schutz der Natur (ebenfalls im AFAB gelegen) umgeben.  
Grundsätzlich dienen die Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereiche gemäß ihrem Name grundsätzlich den Freiraum- und 
Agrarnutzungen. Unterhalb der regionalbedeutsamen Darstellungsschwelle umfassen sie jedoch auch Siedlungen und 
Verkehrswege. Dies ist bei dem vorliegenden Plangebiet der Fall. Daher widerspricht die Planung daher nicht der Darstel-
lung im Regionalplan.  
Weiterhin formuliert der Regionalplan für die Bereiche mit Grundwasser und Gewässerschutzfunktion (BGG) Ziele. Rele-
vant ist hier vor allem Ziel 1: 

 Die zeichnerisch dargestellten BGG sind auf Dauer von allen Nutzungen zu bewahren, die zu Beeinträchtigun-

gen oder Gefährdungen der Gewässer (Grundwasser und oberirdische Gewässer) und damit ihrer Nutzbarkeit 

für die öffentliche Wasserversorgung führen können. Bei Nutzungskonflikten ist den Erfordernissen des Gewäs-

serschutzes Vorrang einzuräumen. Bei auftretenden Konflikten zwischen den unterschiedlichen Nutz- und 

Schutzfunktionen soll das Kooperationsprinzip zur Anwendung kommen.  

Im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens sollen Wohn- und Mischnutzungen festgesetzt werden. Mit dieser 
Absicht wird dem Ziel 1 des Regionalplanes hinsichtlich der BGG gefolgt, da aufgrund der geplanten Nutzungen keine 
Beeinträchtigungen oder Gefährdungen der Gewässer zu erwarten ist.  
Da die vorliegende Planung vorrangig die Sicherung der bestehenden Nutzungen zum Ziel hat und den Zielen der Regio-
nalplanung nicht widerspricht, stehen die Vorgaben des Regionalplanes für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt 
Region Aachen, der Planung nicht entgegen. 
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Abbildung 2: Auszug aus dem Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Aachen; Quelle: Bezirksregierung Köln 

1.2.2 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Selfkant befindet sich derzeit in Neuaufstellung. Die frühzeitige Beteiligung gem. 
§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB ist bereits erfolgt, die Offenlage gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB soll Anfang 2018 
erfolgen.  
Der derzeit rechtskräftige Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet im westlichen Teil eine Gemischte Baufläche und 
im östlichen Teil eine Wohnbaufläche. Im westlichsten Teil sind allerdings eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung „Kirchen und kirchlichen Zwecken dienenden Gebäuden und Einrichtungen“ sowie eine Verkehrsflä-
che „besonderer Zweckbestimmung als Fußgängerbereich Verkehrsberuhigter Bereich“ dargestellt. Die hier gelegene 
Kirche ist als Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unterliegt, gekennzeichnet. Zentral im Plangebiet sind weiterhin eine 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ sowie eine punktuelle Darstellung für den Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung „Feuerwehr“ zu finden. Das gesamte Plangebiet wird von einem Schutzgebiet für die Grund- und 
Quellwassergewinnung überlagert.  
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Abbildung 3: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Selfkant; Quelle: Gemeinde Selfkant 

1.2.3 Bestehendes Planungsrecht 

Das Plangebiet liegt vollständig außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches eines Bebauungspla-nes. Es wird jedoch 
durch eine Ortslagensatzung gem. § 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB überlagert. Diese legt die Grenzen des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteil fest. Zulässig sind hier Vorhaben gem. § 34 BauGB. Dieser besagt, dass ein Vorhaben im Zusammen-
hang bebauter Ortsteile dann zulässig ist, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
überbaubaren Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Wei-
terhin wird gefordert, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährt bleiben sowie eine 
Beeinträchtigung des Ortsbildes unterbleibt. 

1.2.4 Landschaftsplan 

Das Plangebiet liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Landschaftsplans II/5 „Selfkant“ des Kreises Heinsberg. Der 
Landschaftsplan steht der Planung somit nicht entgegen. 
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Abbildung 4: Auszug aus dem Landschaftsplan II/5 „Selfkant“; Quelle: Kreisverwaltung Heinsberg 1989 

1.2.5 Schutzgebiete 

Zur Bewertung der in dem Umfeld des Plangebietes vorhandenen Schutzgebiete wird auf den Dienst „GEOportal.NRW“ 
des Interministeriellen Ausschusses Geodateninfrastruktur Nordrhein-Westfalens (IMA GDI.NRW) zurückgegriffen. Ge-
mäß dieser Datenbank befinden sich in dem Umfeld des Plangebietes mehrere Landschaftsschutzgebiete, Naturschutz-
gebiete, Gebiete für den Schutz der Natur sowie Biotope.  
Nördlich und westlich befindet sich das Landschaftsschutzgebiet LSG-4901-004 „Schalbruchniederung und Grenzbereich 
bei Schalbruch“ in einer Entfernung von etwa 200 m, südlich liegt das Landschaftsschutzgebiet LSG-4109-006 „Rode-
bachtal und Gangelter Heide“ ebenfalls in etwa 200 m Entfernung und östlich grenzt direkt das Landschaftsschutzgebiet 
LSG-4109-005 „Saeffelbachtal“ an.  

In rund 750 m nordöstlicher Entfernung liegt das Naturschutzgebiet HS-010 „NSG-Hohbruch“. 

Weiterhin ist das Plangebiet von mehreren Biotopen umgeben. Es handelt sich hierbei um das Biotop BK-4109-039 „Nie-
derung des Saeffelner Baches zwischen Isenbruch und Stein“ in ca. 200 m südwestlicher Entfernung, das Biotop B K-
4109-038 „Schalbruch westlich Ortschaft Schalbruch“ in 350 m nördlicher Entfernung sowie das Biotop BK-4109-901 
„NSG Hohbruch“ in 750 m nordöstlicher Entfernung. Sie dienen insbesondere dem Erhalt und der Wiederherstellung der 
Biotopstrukturen. 

Das Plangebiet wird zum überwiegenden Teil durch das Wasserschutzgebiet „NL Roosteren“ überlagert. Dabei handelt es 
sich im ein niederländisches Wasserschutzgebiet in der Provinz Limburg. Dies wurde bereits auf Ebene der Regionalpla-
nung im Regionalplan als Bereich mit Grundwasser- und Gewässerschutzfunktionen berücksichtigt.  

Insgesamt liegen keine Anhaltspunkte vor, die zu der Annahme führen würden, dass die vorhandenen Schutzgebiete von 
der Planung beeinträchtigt werden könnten. Da keine direkten Eingriffe in die Landschafts- und Naturschutzgebiete sowie 
die Biotope erfolgen, wird deren Funktion auch nach Umsetzung der Planung gegeben sein. Eine Beeinträchtigung der 
Funktion des Wasserschutzgebietes ist aufgrund der geplanten Nutzungen nicht zu erwarten.  
Europäische Vogelschutzgebiete (§ 10 Abs. 6 BNatSchG), Natura-2000-Gebiete (§ 10 Abs. 8 BNatSchG), Nationalparks 
(§24 BNatSchG), Biosphärenreservate (§§ 25 BNatSchG) oder geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG) sind innerhalb des 
Plangebietes sowie dessen Umfeld nicht vorhanden und somit durch die Planung nicht betroffen. 
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2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2) 

Anlage 1 Nr. 2 BauGB fordert die Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen, die in der Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB ermittelt wurden. Dieser Schritt umfasst neben der Bestandsbeschreibung und 
den Entwicklungsprognosen bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung auch die Darlegung von Vermeidungs- 
und Verminderungsmaßnahmen gegenüber erheblichen Umweltauswirkungen, die Prüfung von Planungsalternativen 
sowie eine zusammenfassende Beschreibung der erheblichen Umweltauswirkungen.  

2.1 Basisszenario und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe a) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe a besteht der Umweltbericht unter Anderem aus einer Bestandsaufnahme der 
einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario), einschließlich der Umweltmerkmale der Gebie-
te, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden (Empfindlichkeit) und einer Übersicht über die voraussichtliche Ent-
wicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante), soweit diese Entwicklung gegenüber 
dem Basisszenario mit zumutbarem Aufwand auf der Grundlage der verfügbaren Umweltinformationen und wissenschaft-
lichen Erkenntnissen abgeschätzt werden kann. Eine entsprechende Bestandsaufnahme und Bewertung erfolgt nachfol-
gend anhand der Schutzgüter im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB. 

2.1.1 Tiere 

Tiere sind ein zentraler Bestandteil des Naturhaushaltes. Als Elemente der natürlichen Stoffkreisläufe, Bewahrer der ge-
netischen Vielfalt und wichtiger Einflussfaktor für andere Schutzgüter (z.B. Nahrungsgrundlage für den Menschen) sind 
Tiere in ihrer natürlichen, standortgerechten Artenvielfalt zu schützen.  

A) BASISSZENARIO 

Die Fauna im Plangebiet wird bereits durch die anthropogene Nutzung belastet. Eine Strukturanreicherung der vorhande-
nen Lebensräume wird durch die Offenhaltung und Pflege durch den Menschen verhindert. 
Da mit der Aufstellung des Bebauungsplanes keine maßgeblichen Veränderungen gegenüber dem bestehenden Pla-
nungsrecht einhergehen – vielmehr erfolgt eine Beschränkung der zulässigen Überbaubarkeit von Flächen – wird keine 
Artenschutzprüfung durchgeführt. Gleichwohl wird das Plangebiet hinsichtlich der potenziell vorkommenden Arten sowie 
der Eignung als Habitat überprüft, um einschätzen zu können, ob durch das Vorhaben Verbotstatbestände gemäß 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG, ausgelöst werden. 
Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG bestehen diese Verbotstatbestände darin, 

1. wild lebende Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten 

oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, 

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören. Eine erhebliche Störung liegt 

vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu 

entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. Wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu ent-

nehmen sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Als Grundlage, Hilfestellung und Orientierung für die Überprüfung dienten: 

 Das Fachinformationssysteme geschützte Arten des LANUV NRW Messtischblatt 4901 Selfkant, Quadrant 3) 

 Der Säugetieratlas NRW (2018) 
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Die Liste der planungsrelevanten Arten des LANUV (Landesamt für Natur Umwelt und Verbraucherschutz NRW) für den 
Quadranten 3 des Messtischblattes 4901 „Selfkant“ benennt ein Vorkommen von drei Fledermausarten und 30 Vogelar-
ten, die planungsrelevant sind (siehe Tabelle 2).  

Planungsrelevante Arten für Quadrant 3 im Messtischblatt 4901 

Art 

Status 
Erhaltungszustand 

in NRW (ATL) Wissenschaftlicher 
Name 

Deutscher Name 

Säugetiere 

Eptesicus serotinus Breitflügelfledermaus Nachweis ab 2000  Günstig (↓) 

Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus Nachweis ab 2000  Günstig 

Plecotus auritus Braunes Langohr Nachweis ab 2000  Günstig 

Vögel 

Accipiter nisus Sperber Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Acrocephalus scirpaceus Teichrohrsänger Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Alauda arvensis Feldlerche Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig (↓) 

Alcedo atthis Eisvogel Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Anthus trivialis Baumpieper Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig 

Asio otus Waldohreule Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig 

Athene noctua Steinkauz Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig (↓) 

Buteo buteo Mäusebussard Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Corvus frugilegus Saatkrähe Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Coturnix coturnix Wachtel Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig 

Cuculus canorus Kuckuck Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig (↓) 

Delichon urbicum Mehlschwalbe Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig 

Dendrocopus medius Mittelspecht Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Dryobates minor Kleinspecht Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig 

Dryocopus martius Schwarzspecht Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Falco tinnunculus Turmfalke Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Hirundo rustica Rauchschwalbe Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig 

Lanius collurio Neuntöter  Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig 

Locustella naevia Feldschwirl Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig 

Luscinia megarhynchos Nachtigall Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Oriolus oriolus Priol Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig (↓) 

Passer montanus Feldsperling Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig 

Perdix perdix Rebhuhn Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Schlecht 

Phylloscopus sibilatrix Waldlaubsänger Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Ungünstig 

Saxicola rubicola Schwarzkehlchen Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 
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Streptopelia turtur Turteltaube Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Schlecht 

Strix aluco Waldkauz Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Tachybaptus ruficollis Zwergtaucher Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Tyto alba Schleiereule Nachweis Brutvorkommen ab 2000  Günstig 

Vanellus vanellus Kiebitz Nachweis Brutvorkommen ab 2000 Ungünstig (↓) 

Tabelle 2: Planungsrelevante Arten für Quadrant 3 im Messtischblatt 4901; Quelle: LANUV NRW 

Der Säugetieratlas NRW bestätigt im betroffenen Quadranten 2 des Messtischblattes 5104 Funde der Breitflügelfleder-
maus (1984, 2008, 2013), der Zwergfledermaus (1984, 1989, 2008, 2012, 2013) und des Braunen Langohrs (1984, 2007).  

B) EMPFINDLICHKEIT 

Arten und Biotope sind empfindlich gegenüber einer Flächeninanspruchnahme und der damit verbundenen Zerstörung 
von Lebens- und Nahrungsräumen bzw. allgemein gegenüber Beeinträchtigungen durch menschliche Nutzungen, die 
auch in Form von Lärm-, Licht- und Schadstoffimmissionen, Zerschneidung oder sonstigen Veränderungen von Lebens-
räumen und Biotopen erfolgen kann.  
Schall- und Lichtimmissionen können insbesondere auf störungsempfindliche Tierarten einwirken und zu einem Habitat-
verlust führen, ebenso wie ein erhöhter Versiegelungsgrad. Emittierende Nutzungen können daher negative Einwirkungen 
auf die lokale Tierwelt haben.  
Da die Quadranten der Messtischblätter eine Fläche von ca. 25 km2 umfassen, liegt den oben genannten potenziellen 
Vorkommen – insbesondere im Fall der Einzelfunde – eine große Streuungsbreite zugrunde. Die Betroffenheit planungs-
relevanter Arten kann anhand ihrer Habitatansprüche abgeleitet werden. Tabelle 3 stellt die Habitateignung für die im 
Plangebiet durch das Fachinformationssystem geschützte Arten potenziell vorkommenden Arten dar.  

Habitateignung für die planungsrelevanten Arten für Quadrant 3 im Messtischblatt 4901 

Art 
Bedeutende Lebensräume bzw. Habi-

tatelemente 

Habitateignung  

Plangebiet Wissenschaftli-
cher Name 

Deutscher Name 

Säugetiere 

Eptesicus seroti-
nus 

Breitflügelfledermaus Als typische Gebäudefledermaus kommt die 
Breitflügelfledermaus vorwiegend im Sied-
lungs- und siedlungsnahen Bereich vor. Die 
Jagdgebiete befinden sich bevorzugt in der 
offenen und halboffenen Landschaft über 
Grünlandflächen mit randlichen Gehölzstruk-
turen, Waldrändern oder Gewässern. Au-
ßerdem jagen die Tiere in Streuobstwiesen, 
Parks und Gärten sowie unter Straßenlater-
nen. Fortpflanzungsgesellschaften befinden 
sich an und in Spaltenverstecken oder Hohl-
räumen von Gebäuden (z.B. Fassadenver-
kleidungen, Zwischendecken, Dachböden, 
Dachpfannen). Einzelne Männchen bezie-
hen neben Gebäudequartieren auch Baum-
höhlen, Nistkästen oder Holzstapel. Die 
Breitflügelfledermaus ist ausgesprochen 
orts- und quartiertreu. 

Hohe Habitateignung 

Die Gebäude innerhalb 
des Plangebietes könnten 
als Quartiere genutzt wer-
den. Die insbesondere im 
östlichen Bereich der 
Plangebietsfläche vorhan-
denen Gehölzstrukturen 
sind grundsätzlich als 
Jagdgebiet geeignet. Den-
noch werden keine negati-
ven Auswirkungen erwar-
tet, da es nicht vorgese-
hen ist, die bisherigen 
Gebäudenutzungen sowie 
die Gehölzstrukturen des 
Gebietes zu verändern. 
Sollten die Freiraumberei-
che künftig zusätzlich 
bebaut werden, ist die 
Fläche auf potentielle 
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Artvorkommen vor der 
Bebauung zu prüfen. 

Die Tötung oder Verlet-
zung potenziell einsitzen-
der Tiere ist zu vermeiden. 
Dies ist über die in Kapitel 
2.3.1 formulierten Maß-
nahmen gewährleistet.  

Pipistrellus pi-
pistrellus 

Zwergfledermaus Zwergfledermäuse sind Gebäudefledermäu-
se, die in strukturreichen Landschaften, vor 
allem auch in Siedlungsbereichen als Kultur-
folger vorkommen. Als Hauptjagdgebiete 
dienen Gewässer, Kleingehölze sowie auf-
gelockerte Laub- und Mischwälder. Im Sied-
lungsbereich werden parkartige Gehölzbe-
stände sowie Straßenlaternen aufgesucht. 
Als Sommerquartiere und Wochenstuben 
werden fast ausschließlich Spaltenverstecke 
an und in Gebäuden aufgesucht. Genutzt 
werden Hohlräume unter Dachpfannen, 
Flachdächern, hinter Wandverkleidungen, in 
Mauerspalten oder auf Dachböden. Baum-
quartiere sowie Nistkästen werden ebenfalls 
bewohnt. Auch als Winterquartiere werden 
oberirdische Spaltenverstecke in und an 
Gebäuden, außerdem natürliche Felsspalten 
sowie unterirdische Quartiere in Kellern oder 
Stollen bezogen. 

Hohe Habitateignung 

Die Zwergfledermaus 
könnte das Untersu-
chungsgebiet und die 
umgebende Landschaft 
als Jagdgebiet nutzen. 
Baumbestände und Ge-
bäude bieten innerhalb 
des Plangebietes geeigne-
te Sommerquartiere und 
Wochenstuben.  

Da es nicht vorgesehen 
ist, die bisherigen Gehölz-
flächen und mit Bäumen 
bewachsenen Grünflächen 
sowie Gebäude des Ge-
bietes zu verändern bzw. 
zu entfernen, sind keine 
negativen Auswirkungen 
auf die Zwergfledermaus 
zu erwarten. 

Die Tötung oder Verlet-
zung potenziell einsitzen-
der Tiere ist zu vermeiden. 
Dies ist über die in Kapitel 
2.3.1 formulierten Maß-
nahmen gewährleistet. 

Plecotus auritus Braunes Langohr Als Waldfledermaus bevorzugt das Braune 
Langohr unterholzreiche, mehrschichtige 
lichte Laub- und Nadelwälder mit einem 
größeren Bestand an Baumhöhlen. Als 
Jagdgebiete dienen außerdem Waldränder, 
gebüschreiche Wiesen, aber auch struktur-
reiche Gärten, Streuobstwiesen und Parkan-
lagen im Siedlungsbereich. Als Wochenstu-
ben werden neben Baumhöhlen und Nist-
kästen oftmals auch Quartiere in und an 
Gebäuden (Dachböden, Spalten) bezogen. 
Die Männchen schlafen auch in Spaltenver-
stecken an Bäumen und Gebäuden. 

Geringe Habitateignung. 
Es existieren keine opti-
malen Habitatbedingungen  
wie unterholzreiche, mehr-
schichtige lichte Laub- und 
Nadelwälder mit einem 
größeren Bestand an 
Baumhöhlen. Jedoch 
könnten 

Da es nicht vorgesehen 
ist, die bisherigen Gehölz-
flächen und mit Bäumen 
bewachsenen Grünflächen 
sowie Gebäude des Ge-
bietes zu verändern bzw. 
zu entfernen, sind keine 
negativen Auswirkungen 
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auf die Zwergfledermaus 
zu erwarten. 

Die Tötung oder Verlet-
zung potenziell einsitzen-
der Tiere ist zu vermeiden. 
Dies ist über die in Kapitel 
2.3.1 formulierten Maß-
nahmen gewährleistet. 

Vögel 

Accipiter nisus Sperber 
Sperber leben in abwechslungsreichen, 
gehölzreichen Kulturlandschaften mit einem 
ausreichenden Nahrungsangebot an Klein-
vögeln. Bevorzugt werden halboffene Park-
landschaften mit kleinen Waldinseln, Feld-
gehölzen und Gebüschen. Reine Laubwäl-
der werden kaum besiedelt. Im Siedlungsbe-
reich kommt er auch in mit Fichten bestan-
denen Parkanlagen und Friedhöfen vor. Die 
Brutplätze befinden sich meist in Nadel-
baumbeständen (v.a. in dichten Fichtenpar-
zellen) mit ausreichender Deckung und 
freier Anflugmöglichkeit. 

Mittlere Habitateignung 
Potentielle Brutstätten 
können im Plangebiet 
vorkommen. Die Tötung 
potentiell einsitzender 
Tiere ist zu vermeiden 
(Verbotstatbestand nach 
§ 44 Abs.1 BNatSchG). 
Dies ist über die Entnah-
me der Bäume außerhalb 
der Brutzeiten zu gewähr-
leisten. In der Umgebung 
der Plangebietsfläche sind 
genügend Alternativflä-
chen vorhanden. 

Acrocephalus scir-
paceus 

Teichrohrsänger Teichrohrsänger sind in ihrem Vorkommen 
eng an das Vorhandensein von Schilfröh-
richt gebunden. Geeignete Lebensräume 
findet er an Fluss- und Seeufern, an Altwäs-
sern oder in Sümpfen. In der Kulturland-
schaft kommt er auch an schilfgesäumten 
Gräben oder Teichen sowie an renaturierten 
Abgrabungsgewässern vor. 

Geringe Habitateignung 
Der Teichrohrsänger ist an 
Habitate mit Gewässern 
gebunden. Im Plangebiet 
finden sich weder Fließ- 
noch Stillgewässer. Im 
weiteren Umfeld des Plan-
gebietes sind Fließgewäs-
ser vorhanden. Diese 
bleiben auch zukünftig 
erhalten. Eine Beeinträch-
tigung der Art wird nicht 
erwartet. 

Alauda arvensis Feldlerche Die Feldlerche ist eine Charakterart der 
offenen Feldflur. Sie besiedelt reich struktu-
riertes Ackerland, extensiv genutzte Grün-
länder und Brachen sowie größere Heide-
gebiete oder zumindest gut strukturierte 
Gras- und Krautfluren auf trockenen bis 
wechselfeuchten Böden in offenem Gelände 
mit weitgehend freiem Horizont. Das Nest 
wird in Bereichen mit kurzer und lückiger 
Vegetation in einer Bodenmulde angelegt. 

Geringe Habitateignung 
Insgesamt ist der östliche 
Bereich des Plangebietes 
von niedriger Vegetation 
bestimmt. Jedoch ist die 
Fläche teilweise von Ge-
hölzen und höherer Vege-
tation wie auch von Ge-
bäuden umgeben. Diese 
stellt sich jedoch als inten-
siv genutzt dar, weshalb 
eine reiche Strukturierung 
nicht vorliegt. Aufgrund der 
angrenzenden Nutzungen 
bleibt die Fläche nicht 
störungsfrei.  
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Alcedo atthis Eisvogel Der Eisvogel besiedelt Fließ- und Stillge-
wässer mit Abbruchkanten und Steilufern. 
Dort brütet er bevorzugt an vegetationsfreien 
Steilwänden aus Lehm oder Sand in selbst 
gegrabenen Brutröhren. Wurzelteller von 
umgestürzten Bäumen sowie künstliche 
Nisthöhlen werden ebenfalls angenommen. 
Die Brutplätze liegen oftmals am Wasser, 
können aber bis zu mehrere hundert Meter 
vom nächsten Gewässer entfernt sein. Zur 
Nahrungssuche benötigt der Eisvogel klein-
fischreiche Gewässer mit guten Sichtver-
hältnissen und überhängenden Ästen als 
Ansitzwarten. Außerhalb der Brutzeit tritt er 
auch an Gewässern fernab der Brutgebiete, 
bisweilen auch in Siedlungsbereichen auf. 

Geringe Habitateignung 
Der Eisvogel ist an Habita-
te mit Gewässern gebun-
den. Im Plangebiet finden 
sich weder Fließ- noch 
Stillgewässer. Im weiteren 
Umfeld des Plangebietes 
sind Fließgewässer vor-
handen. Diese bleiben 
auch zukünftig erhalten. 
Eine Beeinträchtigung der 
Art wird nicht erwartet.  

Anthus trivialis Baumpieper Der Baumpieper bewohnt offenes bis halbof-
fenes Gelände mit höheren Gehölzen als 
Singwarten und einer strukturreichen Kraut-
schicht. Geeignete Lebensräume sind son-
nige Waldränder, Lichtungen, Kahlschläge, 
junge Aufforstungen und lichte Wälder. 
Außerdem werden Heide- und Moorgebiete 
sowie Grünländer und Brachen mit einzeln 
stehenden Bäumen, Hecken und Feldgehöl-
zen besiedelt. Dichte Wälder und sehr 
schattige Standorte werden dagegen ge-
mieden. Das Nest wird am Boden unter 
Grasbulten oder Büschen angelegt.  

Mittlere Habitateignung 
Die bereits bebauten 
Plangebietsteile stellen 
keine optimalen Bruthabi-
tate für den Baumpieper 
dar. Im Bereich der Frei-
fläche ist keine Störungs-
freiheit gegeben. Im Be-
reich der Gehölzflächen 
sind hingegen potenzielle 
Habitate für den Baumpie-
per nicht auszuschließen. 
Die vorhandenen Grünflä-
chen (Gehölzflächen und 
Freiflächen) innerhalb des 
Plangebietes bleiben wei-
testgehend erhalten. Ins-
gesamt ist damit keine 
Beeinträchtigung der Art 
zu erwarten. 

Asio otus Waldohreule Als Lebensraum bevorzugt die Waldohreule 
halboffene Parklandschaften mit kleinen 
Feldgehölzen, Baumgruppen und Waldrän-
dern. Darüber hinaus kommt sie auch im 
Siedlungsbereich in Parks und Grünanlagen 
sowie an Siedlungsrändern vor. Als Jagdge-
biete werden strukturreiche Offenlandberei-
che sowie größere Waldlichtungen aufge-
sucht. Als Nistplatz werden alte Nester von 
anderen Vogelarten (v.a. Rabenkrähe, Els-
ter, Mäusebussard, Ringeltaube) genutzt. 

Hohe Habitateignung 
Potenzielle Habitate finden 
sich insbesondere im 
Bereich der Gehölzflä-
chen.  
Da es nicht vorgesehen 
ist, die bestehenden Ge-
hölzflächen zu verändern 
bzw. zu entfernen, sind 
keine negativen Auswir-
kungen auf diese Art zu 
erwarten. Sollten die Frei-
raumbereiche künftig be-
baut werden, ist die Fläche 
vor der Bebauung auf 
potenzielle Vorkommen zu 
prüfen.  

Athene noctua Steinkauz Steinkäuze besiedeln offene und grünland- Geringe bis mittlere Habi-
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reiche Kulturlandschaften mit einem guten 
Höhlenangebot. Als Jagdgebiete werden 
kurzrasige Viehweiden sowie Streuobstgär-
ten bevorzugt. Für die Bodenjagd ist eine 
niedrige Vegetation mit ausreichendem 
Nahrungsangebot von entscheidender Be-
deutung. Als Brutplatz nutzen die ausge-
sprochen reviertreuen Tiere Baumhöhlen 
(v.a. in Obstbäumen, Kopfweiden) sowie 
Höhlen und Nischen in Gebäuden und Vieh-
ställen. Gerne werden auch Nistkästen an-
genommen. 

tateignung. 
Es handelt sich nicht um 
ein optimal ausgestattetes 
Habitat mit Obstbäumen, 
Kopfbäumen oder Nischen 
an Gebäuden mit kurzra-
sigem Grünland. 
Jedoch können im Bereich 
der Gärten Steinkauzröh-
ren und entsprechende 
Habitate angelegt sein 
bzw. werden. Optimale 
Jagdhabitate sind inner-
halb des Plangebietes 
ebenfalls nicht vorzufin-
den. Die Gartenflächen 
des Gebietes werden nicht 
beseitigt. Daher ist insge-
samt keine Beeinträchti-
gung der Art zu erwarten. 

Buteo buteo Mäusebussard Der Mäusebussard besiedelt nahezu alle 
Lebensräume der Kulturlandschaft, sofern 
geeignete Baumbestände als Brutplatz vor-
handen sind. Bevorzugt werden Randberei-
che von Waldgebieten, Feldgehölze sowie 
Baumgruppen und Einzelbäume. Als Jagd-
gebiet nutzt der Mäusebussard Offenlandbe-
reiche in der weiteren Umgebung des Hors-
tes. 

Hohe Habitateignung 
Potenzielle Habitate kön-
nen insbesondere im Be-
reich der Gehölzflächen 
des Plangebietes vor-
kommen  
Da es nicht vorgesehen 
ist, die bestehenden Ge-
hölzflächen zu verändern 
bzw. zu entfernen, sind 
keine negativen Auswir-
kungen auf diese Art zu 
erwarten. Sollten die Frei-
raumbereiche künftig be-
baut werden, ist die Fläche 
vor der Bebauung auf 
potenzielle Vorkommen zu 
prüfen. 

Corvus  Saatkrähe Die Saatkrähe besiedelt halboffene Kultur-
landschaften mit Feldgehölzen, Baumgrup-
pen und Dauergrünland. Nachdem in den 
vergangenen Jahren die gezielte Verfolgung 
durch den Menschen nachließ, erfolgte 
vielfach eine Umsiedlung in den Siedlungs-
bereich. Somit kommt ein großer Teil des 
Gesamtbestandes heute auch in Parkanla-
gen und „grünen“ Stadtbezirken und sogar in 
Innenstädten vor. Entscheidend für das 
Vorkommen ist das Vorhandensein geeigne-
ter Nistmöglichkeiten. Bevorzugt werden 
hohe Laubbäume (z.B. Buchen, Eichen, 
Pappeln).  

Mittlere Habitateignung 
Im Plangebiet und dessen 
Umfeld befinden sich ge-
eignete Habitatstrukturen 
für die Art (Gehölzbestän-
de, Grünlandflächen, 
Feldgehölze, Siedlungsbe-
reiche).  
Da es nicht vorgesehen 
ist, die bisherigen Gehölz-
flächen und mit Bäumen 
bewachsenen Grünflächen 
zu verändern bzw. zu 
entfernen, sind keine ne-
gativen Auswirkungen auf 
die Art zu erwarten. 
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Coturnix coturnix Wachtel Die Wachtel kommt in offenen, gehölzarmen 
Kulturlandschaften mit ausgedehnten Acker-
flächen vor. Besiedelt werden Ackerbrachen, 
Getreidefelder (v.a. Wintergetreide, Luzerne 
und Klee) und Grünländer mit einer hohen 
Krautschicht, die ausreichend Deckung 
bieten. Standorte auf tiefgründigen Böden 
werden bevorzugt. Wichtige Habitatbestand-
teile sind Weg- und Ackerraine sowie unbe-
festigte Wege zur Aufnahme von Insekten-
nahrung und Magensteinen. Das Nest wird 
am Boden in flachen Mulden zwischen ho-
her Kraut- und Grasvegetation angelegt. 

Geringe Habitateignung 
Insgesamt ist der östliche 
Bereich des Plangebietes 
von niedriger Vegetation 
bestimmt. Jedoch ist die 
Fläche teilweise von Ge-
hölzen und höherer Vege-
tation wie auch von Ge-
bäuden umgeben. Diese 
stellt sich jedoch als inten-
siv genutzt dar, weshalb 
eine reiche Strukturierung 
nicht vorliegt. Aufgrund der 
angrenzenden Nutzungen 
bleibt die Fläche nicht 
störungsfrei. 

Cuculus canorus Kuckuck Den Kuckuck kann man in fast allen Lebens-
räumen, bevorzugt in Parklandschaften, 
Heide- und Moorgebieten, lichten Wäldern 
sowie an Siedlungsrändern und auf Indust-
riebrachen antreffen. Der Kuckuck ist ein 
Brutschmarotzer. Das Weibchen legt jeweils 
ein Ei in ein fremdes Nest von bestimmten 
Singvogelarten. Bevorzugte Wirte sind 
Teich- und Sumpfrohsänger, Bachstelze, 
Neuntöter, Heckenbraunelle, Rotkehlchen 
sowie Grasmücken, Pieper und Rotschwän-
ze. 

Hohe Habitateignung 
Die Art kann im Plangebiet 
vorkommen. Da es nicht 
vorgesehen ist, die bishe-
rigen Gehölzflächen und 
mit Bäumen bewachsenen 
Grünflächen zu verändern 
bzw. zu entfernen, sind 
keine negativen Auswir-
kungen auf die Art zu 
erwarten. Sollten die Frei-
raumbereiche künftig zu-
sätzlich bebaut werden, ist 
die Fläche auf potenzielle 
Artvorkommen vor der 
Bebauung zu prüfen. 

Delichon urbicum Mehlschwalbe Die Mehlschwalbe lebt als Kulturfolger in 
menschlichen Siedlungsbereichen. Als Ko-
loniebrüter bevorzugt sie frei stehende, 
große und mehrstöckige Einzelgebäude in 
Dörfern und Städten. Die Lehmnester wer-
den an den Außenwänden der Gebäude an 
der Dachunterkante, in Giebel-, Balkon- und 
Fensternischen oder unter Mauervorsprün-
gen angebracht. Industriegebäude und 
technische Anlagen (z.B. Brücken, Talsper-
ren) sind ebenfalls geeignete Brutstandor-
te. Als Nahrungsflächen werden insektenrei-
che Gewässer und offene Agrarlandschaften 
in der Nähe der Brutplätze aufgesucht. Für 
den Nestbau werden Lehmpfützen und 
Schlammstellen benötigt. 

Hohe Habitateignung 
Ein Vorkommen der Mehl-
schwalbe im Plangebiet 
kann nicht ausgeschlos-
sen werden. Es besteht 
die Möglichkeit des Nest-
baus an Bestandsgebäu-
den. Geeignete Nahrungs-
flächen befinden sich in 
der Umgebung des Plan-
gebietes.  
Da es nicht vorgesehen 
ist, die bestehenden Ge-
hölzflächen und Gebäude 
zu verändern bzw. zu 
entfernen, sind keine ne-
gativen Auswirkungen auf 
diese Art zu erwarten. 
Sollten die Freiraumberei-
che künftig bebaut wer-
den, ist die Fläche vor der 
Bebauung auf potenzielle 
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Vorkommen zu prüfen. 

Dendrocopos medi-
us 

Mittelspecht Der Mittelspecht gilt als eine Charakterart 
eichenreicher Laubwälder (v.a. Eichen-
Hainbuchenwälder, Buchen-Eichenwälder). 
Er besiedelt aber auch andere Laub-
mischwälder wie Erlenwälder und Hartholz-
auen an Flüssen. Aufgrund seiner speziellen 
Nahrungsökologie ist der Mittelspecht auf 
alte, grobborkige Baumbestände und Tot-
holz angewiesen. Geeignete Waldbereiche 
sind mindestens 30 ha groß. Die Nisthöhle 
wird in Stämmen oder starken Ästen von 
Laubhölzern angelegt. 

Geringe Habitateignung 
Im Plangebiet sind keine 
Waldflächen vorhanden. 

Dryobates minor Kleinspecht Der Kleinspecht besiedelt parkartige oder 
lichte Laub- und Mischwälder, Weich- und 
Hartholzauen sowie feuchte Erlen- und 
Hainbuchenwälder mit einem hohen Alt- und 
Totholzanteil. In dichten, geschlossenen 
Wäldern kommt er höchstens in Randberei-
chen vor. Darüber hinaus erscheint er im 
Siedlungsbereich auch in strukturreichen 
Parkanlagen, alten Villen- und Hausgärten 
sowie in Obstgärten mit altem Baumbe-
stand. Die Nisthöhle wird in totem oder mor-
schem Holz, bevorzugt in Weichhölzern (v.a. 
Pappeln, Weiden) angelegt. 

Hohe Habitateignung 
Potenzielle Habitate kön-
nen insbesondere im Be-
reich der Gehölzfläche 
vorliegen.  
Da es nicht vorgesehen 
ist, die bestehenden Ge-
hölzflächen zu verändern 
bzw. zu entfernen, sind 
keine negativen Auswir-
kungen auf diese Art zu 
erwarten. Sollten die Frei-
raumbereiche künftig be-
baut werden, ist die Fläche 
vor der Bebauung auf 
potenzielle Vorkommen zu 
prüfen. 

Dryocopus martius Schwarzspecht Als Lebensraum bevorzugt der Schwarz-
specht ausgedehnte Waldgebiete (v.a. alte 
Buchenwälder mit Fichten- bzw. Kiefernbe-
ständen), er kommt aber auch in Feldgehöl-
zen vor. Ein hoher Totholzanteil und vermo-
dernde Baumstümpfe sind wichtig, da die 
Nahrung vor allem aus Ameisen und holz-
bewohnenden Wirbellosen besteht. Als Brut- 
und Schlafbäume werden glattrindige, ast-
freie Stämme mit freiem Anflug und im Höh-
lenbereich mindestens 35 cm Durchmesser 
genutzt (v.a. alte Buchen und Kiefern). 

Geringe Habitateignung 
Im Plangebiet sind keine 
Waldflächen oder Feldge-
hölze vorhanden. 

Falco tinnunculus Turmfalke Der Turmfalke kommt in offenen strukturrei-
chen Kulturlandschaften, oft in der Nähe 
menschlicher Siedlungen vor. Selbst in 
großen Städten fehlt er nicht, dagegen mei-
det er geschlossene Waldgebiete. Als Nah-
rungsgebiete suchen Turmfalken Flächen 
mit niedriger Vegetation wie Dauergrünland, 
Äcker und Brachen auf. Als Brutplätze wer-
den Felsnischen und Halbhöhlen an natürli-
chen Felswänden, Steinbrüchen oder Ge-
bäuden (z.B. an Hochhäusern, Scheunen, 
Ruinen, Brücken), aber auch alte Krähen-

Hohe Habitateignung 
Das Plangebiet eignet sich 
insbesondere im Bereich 
der Gehölzfläche und der 
bestehenden Gebäude als 
Habitat für den Turmfal-
ken.  
Da es nicht vorgesehen 
ist, die bestehenden Ge-
hölzflächen zu verändern 
bzw. zu entfernen, sind 
keine negativen Auswir-
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nester in Bäumen ausgewählt. Regelmäßig 
werden auch Nistkästen angenommen. 

kungen auf diese Art zu 
erwarten. Sollten die Frei-
raumbereiche künftig be-
baut werden, ist die Fläche 
vor der Bebauung auf 
potenzielle Vorkommen zu 
prüfen. 

Hirundo rustica Rauchschwalbe Die Rauchschwalbe kann als Charakterart 
für eine extensiv genutzte, bäuerliche Kultur-
landschaft angesehen werden. Die Nester 
werden in Gebäuden mit Einflugmöglichkei-
ten (z.B. Viehställe, Scheunen, Hofgebäude) 
aus Lehm und Pflanzenteilen gebaut. Offene 
Flächen für die Nahrungssuche (v. a. Vieh-
weiden) inklusive solcher Standorte, wo die 
Nahrungstiere bei stürmischem / regneri-
schem Wetter niedrig fliegen (Schlechtwet-
ter-Nahrungsgebiete: Gewässer, windge-
schützte Waldränder, Hecken, Baumreihen, 
beweidetes Grünland, Misthaufen, diese 
sind insbesondere in ackerdominierten Ge-
bieten im Umfeld von ca. 300 m zum Brut-
platz zu finden. 

Geringe Habitateignung 
Das Vorkommen der Art 
ist eher in bäuerlichen 
Gebäuden und Landschaf-
ten vorzufinden, die nicht 
im Plangebiet selbst, son-
dern eher in dessen Um-
feld zu finden sind. Es ist 
von keiner Beeinträchti-
gung der Art auszugehen. 

Lanius collurio Neuntöter Neuntöter bewohnen extensiv genutzte, 
halboffene Kulturlandschaften mit aufgelo-
ckertem Gebüschbestand, Einzelbäumen 
sowie insektenreichen Ruderal- und Saum-
strukturen. Besiedelt werden Heckenland-
schaften mit Wiesen und Weiden, trockene 
Magerrasen, gebüschreiche Feuchtgebiete 
sowie größere Windwurfflächen in Waldge-
bieten. Das Nest wird in dichten, hoch ge-
wachsenen Büschen, gerne in Dornsträu-
chern angelegt. 

Hohe Habitateignung 
Die Art kann im Plangebiet 
vorkommen. Da es nicht 
vorgesehen ist, die bishe-
rigen Gehölzflächen und 
mit Bäumen bewachsenen 
Gartenflächen zu verän-
dern bzw. zu entfernen, 
sind keine negativen Aus-
wirkungen auf die Art zu 
erwarten. Sollten die Frei-
raumbereiche künftig zu-
sätzlich bebaut werden, ist 
die Fläche auf potenzielle 
Artvorkommen vor der 
Bebauung zu prüfen. 

Luscinia megarhyn-
chos 

Feldschwirl Als Lebensraum nutzt der Feldschwirl ge-
büschreiche, feuchte Extensivgrünländer, 
größere Waldlichtungen, grasreiche Heide-
gebiete sowie Verlandungszonen von Ge-
wässern. Seltener kommt er auch in Getrei-
defeldern vor. Das Nest wird bevorzugt in 
Bodennähe oder unmittelbar am Boden in 
Pflanzenhorsten angelegt (z.B. in Heide-
kraut, Pfeifengras, Rasenschmiele).  

Geringe Habitateignung 
Das Plangebiet weist kei-
ne optimalen Habitatstruk-
turen auf. Es sind keine 
Extensivgrünländer, grö-
ßere Waldichtungen, gras-
reiche Heidegebiete sowie 
Verlandungszonen von 
Gewässern innerhalb des 
Plangebietes sowie der 
Umgebung vorhanden).  

Luscinia megarhyn-
chos 

Nachtigall Die Nachtigall besiedelt gebüschreiche 
Ränder von Laub- und Mischwäldern, Feld-
gehölze, Gebüsche, Hecken sowie naturna-
he Parkanlagen und Dämme. Dabei sucht 

Mittlere Habitateignung 
Für die Nachtigall sind ggf. 
in den Gehölzstrukturen im 
Untersuchungsraum ge-
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sie die Nähe zu Gewässern, Feuchtgebieten 
oder Auen. Eine ausgeprägte Krautschicht 
ist vor allem für die Nestanlage, zur Nah-
rungssuche und für die Aufzucht der Jungen 
wichtig. Das Nest wird in Bodennähe in 
dichtem Gestrüpp angelegt. 

eignete Lebensräume 
vorhanden. Da es nicht 
vorgesehen ist, die bishe-
rigen Gehölzflächen und 
mit Bäumen bewachsenen 
Grünflächen zu verändern 
bzw. zu entfernen, sind 
keine negativen Auswir-
kungen auf die Art zu 
erwarten. 

Oriolus oriolus Pirol Als Lebensraum bevorzugt der Pirol lichte, 
feuchte und sonnige Laubwälder, Auwälder 
und Feuchtwälder in Gewässernähe (oft 
Pappelwälder). Gelegentlich werden auch 
kleinere Feldgehölze sowie Parkanlagen 
und Gärten mit hohen Baumbeständen 
besiedelt. Das Nest wird auf Laubbäumen 
(z.B. Eichen, Pappeln, Erlen) in bis zu 20 m 
Höhe angelegt.  

Mittlere Habitateignung 
Im Plangebiet sind keine 
Waldflächen vorhanden. 
Der Gehölzstreifen sowie 
die angrenzende Freiflä-
che können jedoch als 
Habitat infrage kommen.  
Da es nicht vorgesehen 
ist, die bisherigen Gehölz-
flächen und mit Bäumen 
bewachsenen Grünflächen 
zu verändern bzw. zu 
entfernen, sind keine ne-
gativen Auswirkungen auf 
die Art zu erwarten. 

Passer montanus Feldsperling Der Lebensraum des Feldsperlings sind 
halboffene Agrarlandschaften mit einem 
hohen Grünlandanteil, Obstwiesen, Feldge-
hölzen und Waldrändern. Darüber hinaus 
dringt er bis in die Randbereiche ländlicher 
Siedlungen vor, wo er Obst- und Gemü-
segärten oder Parkanlagen besiedelt. An-
ders als der nah verwandte Haussperling 
meidet er das Innere von Städten. Als Höh-
lenbrüter nutzten sie Specht- oder Faulhöh-
len, Gebäudenischen, aber auch Nistkäs-
ten.  

Hohe Habitateignung 
Potenzielle Brutstätten 
können im Plangebiet 
vorkommen. Da es nicht 
vorgesehen ist, die beste-
henden Gebäude sowie 
auch Gehölz- und Baum-
bestandenen Grünflächen 
zu verändern bzw. zu 
entfernen, sind keine ne-
gativen Auswirkungen auf 
die Art zu erwarten. 

Perdix perdix Rebhuhn Das Rebhuhn besiedelt offene, gerne auch 
kleinräumig strukturierte Kulturlandschaften 
mit Ackerflächen, Brachen und Grünländern. 
Wesentliche Habitatbestandteile sind Acker- 
und Wiesenränder, Feld- und Wegraine 
sowie unbefestigte Feldwege. Das Nest wird 
am Boden in flachen Mulden angelegt. Die 
Art bevorzugt niedrige oder zumindest gut 
strukturierte Gras- und Krautfluren auf tro-
ckenen bis wechselfeuchten Böden in offe-
nem Gelände mit weitgehend freiem Hori-
zont. 

Geringe Habitateignung 
Im Osten des Plangebie-
tes ist eine Freifläche mit 
niedriger Vegetation vor-
handen Allerdings ist diese 
von Gehölzen und Sied-
lungsnutzungen umrahmt. 
In der Umgebung befinden 
sich weitere vertikale 
Strukturen wie Gebäude 
und Bäume. Daher kann 
der Plangebietsfläche 
keine Habitateignung für 
das Rebhuhn zugespro-
chen werden. Zudem 
bleibt die Fläche aufgrund 
der angesiedelten Nutzun-
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gen nicht störungsfrei.  

Phylloscopus sibila-
trix 

Waldlaubsänger Er lebt bevorzugt in ausgedehnten alten 
Laub- und Mischwäldern (v.a. in Buchen-
wäldern) mit einem weitgehend geschlosse-
nen Kronendach der Altbäume und einer 
schwach ausgeprägter Strauch- und Kraut-
schicht. Altersklassenwälder werden gemie-
den. Wichtige Habitatstrukturen sind gering 
belaubte Zweige und Äste oder Jungbäume 
als Sitz-und Singwarten. Das Nest wird in 
oder unter Gras- und Krautbüscheln, an 
kleinen Sträuchern, Baumwurzeln oder in 
Bodenvertiefungen gut versteckt angelegt.  

Geringe Habitateignung 
Das Plangebiet weist nicht 
die bevorzugten Habitatty-
pen des Waldlaubsängers 
auf. Daher ist die Art im 
Plangebiet sowie ihrer 
unmittelbaren Umgebung 
nicht zu erwarten. 

Saxicola rubicola Schwarzkehlchen 

Der Lebensraum des Schwarzkehlchens 
sind magere Offenlandbereiche mit kleinen 
Gebüschen, Hochstauden, strukturreichen 
Säumen und Gräben. Besiedelt werden 
Grünlandflächen, Moore und Heiden sowie 
Brach- und Ruderalflächen. Wichtige Habi-
tatbestandteile sind höhere Einzelstrukturen 
als Sitz- und Singwarte sowie kurzrasige 
und vegetationsarme Flächen zum Nah-
rungserwerb. Das Nest wird bodennah in 
einer kleinen Vertiefung angelegt.  

Hohe Habitateignung 
Die Freifläche sowie Ein-
zelbäume im Plangebiet 
eigenen sich als Habitat 
für das Schwarzkehlchen.  
Da es nicht vorgesehen 
ist, die bisherigen Gehölz-
flächen und mit Bäumen 
bewachsenen Grünflächen 
des Gebietes zu verän-
dern bzw. zu entfernen, 
sind keine negativen Aus-
wirkungen auf die Art zu 
erwarten. 
Unter Anwendung der in 
Kapitel 2.3.1 formulierten 
Maßnahmen ist die Auslö-
sung eines Verbotstatbe-
standes im Sinne des 
§ 44 BNatSchG jedoch 
ausgeschossen. 

Streptopelia turtur Turteltaube Als ursprünglicher Bewohner von Steppen- 
und Waldsteppen bevorzugt die Turteltaube 
offene, bis halboffene Parklandschaften mit 
einem Wechsel aus Agrarflächen und Ge-
hölzen. Die Brutplätze liegen meist in Feld-
gehölzen, baumreichen Hecken und Gebü-
schen, an gebüschreichen Waldrändern 
oder in lichten Laub- und Mischwäldern. Zur 
Nahrungsaufnahme werden Ackerflächen, 
Grünländer und schütter bewachsene 
Ackerbrachen aufgesucht. Im Siedlungsbe-
reich kommt die Turteltaube eher selten vor, 
dann werden verwilderte Gärten, größere 
Obstgärten, Parkanlagen oder Friedhöfe 
besiedelt.  

Hohe Habitateignung 
Im Plangebiet und dessen 
Umfeld befinden sich ge-
eignete Habitatstrukturen 
für die Turteltaube (Ge-
hölzbestände, Grünland-
flächen, Ackerflächen).  
Da es nicht vorgesehen 
ist, die bisherigen Gehölz-
flächen und mit Bäumen 
bewachsenen Grünflächen 
zu verändern bzw. zu 
entfernen, sind keine ne-
gativen Auswirkungen auf 
die Art zu erwarten. 

Strix aluco Waldkauz Der Waldkauz lebt in reich strukturierten 
Kulturlandschaften mit einem guten Nah-
rungsangebot und gilt als ausgesprochen 
reviertreu. Besiedelt werden lichte und lücki-
ge Altholzbestände in Laub- und Mischwäl-

Mittlere Habitateignung 
Potenzielle Habitate kön-
nen im Bereich der Ge-
hölzfläche im Osten des 
Plangebietes bestehen.  
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dern, Parkanlagen, Gärten oder Friedhöfen, 
die ein gutes Angebot an Höhlen bereithal-
ten. Als Nistplatz werden Baumhöhlen be-
vorzugt, gerne werden auch Nisthilfen ange-
nommen. Darüber hinaus werden auch 
Dachböden und Kirchtürme bewohnt. 

Da es nicht vorgesehen 
ist, die bisherigen Gehölz-
flächen und mit Bäumen 
bewachsenen Grünflächen 
zu verändern bzw. zu 
entfernen, sind keine ne-
gativen Auswirkungen auf 
die Art zu erwarten. 

Tachybaptus ruficol-
lis 

Zwergtaucher 
Der Zwergtaucher brütet an stehenden Ge-
wässern mit einer dichten Verlandungs- 
beziehungsweise Schwimmblattvegetation. 
Bevorzugt werden kleine Teiche, Heidewei-
her, Moor- und Feuchtwiesentümpel, Abgra-
bungs- und Bergsenkungsgewässer, Klärtei-
che sowie Fließgewässer mit geringer Fließ-
geschwindigkeit. Auf 0,4 ha Wasserfläche 
können bis zu 4 Brutpaare vorkommen. Das 
Nest wird meist freischwimmend auf Was-
serpflanzen angelegt.  

Geringe Habitateignung 
Der Zwergtaucher ist an 
Habitate mit Gewässern 
gebunden. Im Plangebiet 
finden sich weder Fließ- 
noch Stillgewässer. Im 
weiteren Umfeld des Plan-
gebietes sind Fließgewäs-
ser vorhanden. Diese 
bleiben auch zukünftig 
erhalten. Eine Beeinträch-
tigung der Art wird nicht 
erwartet.  

Tyto alba Schleiereule Die Schleiereule lebt als Kulturfolger in 
halboffenen Landschaften, die in engem 
Kontakt zu menschlichen Siedlungsberei-
chen stehen. Als Jagdgebiete werden Vieh-
weiden, Wiesen und Äcker, Randbereiche 
von Wegen, Straßen, Gräben sowie Bra-
chen aufgesucht. Als Nistplatz und Tagesru-
hesitz werden störungsarme, dunkle, ge-
räumige Nischen in Gebäuden genutzt, die 
einen freien An- und Abflug gewähren (z.B. 
Dachböden, Scheunen, Taubenschläge, 
Kirchtürme). Bewohnt werden Gebäude in 
Einzellagen, Dörfern und Kleinstädten.  

Hohe Habitateignung 
Die Gehölz- und Freiflä-
chen sowie die im Plange-
biet befindlichen Gebäu-
destrukturen bieten geeig-
nete Habitate für die 
Schleiereule. In der Um-
gebung sind potentiell als 
Jagdgebiet geeignete 
Ackerflächen und Wiesen 
vorhanden. 
Da es nicht vorgesehen 
ist, die bisherigen Gehölz-
flächen und mit Bäumen 
bewachsenen Grünflächen 
zu verändern bzw. zu 
entfernen und auch der 
Abbruch vorhandener 
Gebäude nicht geplant ist, 
sind keine negativen Aus-
wirkungen auf die Art zu 
erwarten. 

Vanellus vanellus Kiebitz Der Kiebitz ist ein Charaktervogel offener 
Grünlandgebiete und bevorzugt feuchte, 
extensiv genutzte Wiesen und Weiden. Seit 
einigen Jahren besiedelt er verstärkt auch 
Ackerland.  

Geringe Habitateignung. 

Insgesamt ist die Fläche 
von Gehölzen und höherer 
Vegetation umrahmt. In 
der Nähe befinden sich 
weitere vertikale Struktu-
ren wie Gebäude und 
Bäume. Daher kann der 
Plangebietsfläche keine 
Habitateignung für die 
genannten Feldvogelarten 
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zugesprochen werden. 
Diese bleiben jedoch auf-
grund der anthropogenen 
Nutzung in unmittelbarer 
Umgebung nicht störungs-
frei. 

Tabelle 3: Habitateignung der potenziell im Plangebiet vorhandenen planungsrelevanten Arten 

In Bezug auf planungsrelevante Arten entsteht durch ein Vorhaben ein Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG, wenn 
durch die Beeinträchtigungen im Jagdrevier die gesetzlich geschützten Fortpflanzungs- und Ruhestätten ihre Funktion 
nicht mehr erfüllen können bzw. Individuen durch einen Verlust der Nahrung zu Grunde gehen. Ein Verbotstatbestand 
kann weiterhin durch die Tötung oder Verletzung planungsrelevanter Arten ausgelöst werden.  
Dies ist hier nicht der Fall. Mit der Planung werden überwiegend bereits bestehende Bebauungsstrukturen gesichert. 
Neue Bebauung wird in Bereichen ermöglicht, die keine ausgeprägten Lebensraumstrukturen aufweisen und des Weite-
ren auch in nicht überbaubaren Bereichen des Plangebietes vorhanden sind. Somit wäre im Eingriffsfall eine Nahrungs- 
bzw. Jagdhabitatverlagerung möglich. Brutstätten sind im Bereich des Eingriffs nicht zu erwarten. 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 50 ist gegenüber der derzeitigen planerischen Rechtslage – Beurteilung von 
Vorhaben gem. § 34 BauGB – eine Beschränkung der überbaubaren Grundstücksfläche und damit auch der Eingriffe in 
natürliche Habitate verbunden.  
Es können keine wesentlichen Empfindlichkeiten der potenziell im Plangebiet vorhandenen Arten festgestellt werden. 
Gleichwohl kann eine Bebauung bisher unbebauter – wenngleich bereits überplanter – Flächen zu einer Beeinträchtigung 
dort vorkommender Tierarten führen. Bei Durchführung geeigneter Maßnahmen kann die Auslösung eines Verbotstatbe-
standes gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG jedoch ausgeschlossen werden. Diese werden in Kapitel 2.3.1 dieses Berichts for-
muliert.  
Insgesamt ist daher von keiner erheblichen Beeinträchtigung der planungsrelevanten Arten auszugehen. 

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet voraussichtlich gemäß dem bestehenden Planungsrecht – 
Beurteilung des Vorhabens gem. § 34 BauGB – bebaut werden. Vorhandene Vegetation könnte beseitigt und überbaut 
werden. Mit der Entfernung der Vegetation können bestehende Lebensräume von Tiere zerstört würden. Minderungs- und 
CEF-Maßnahmen würden ggf. nicht notwendig werden. Auch weitere Ausgleichsmaßnahmen würden nicht benötigt wer-
den.  

2.1.2 Pflanzen 

Pflanzen sind ein zentraler Bestandteil des Naturhaushaltes. Als Elemente der natürlichen Stoffkreisläufe, prägende Be-
standteile der Landschaft, Bewahrer der genetischen Vielfalt und wichtiger Einflussfaktor auf andere Schutzgüter (z.B. 
Reinigungs- und Filterfunktion für Luft, Wasser und Boden, klimatischer Einfluss der Vegetation, Nahrungsgrundlage für 
den Menschen) sind Pflanzen in ihrer natürlichen, standortgerechten Artenvielfalt zu schützen.  

A) BASISSZENARIO 

Die bestehende Vegetation im Plangebiet ist differenziert zu betrachten. Während der Westen aufgrund der starken Ver-
siegelung kaum Vegetationsstrukturen aufweist, sind im Osten zusammenhängende Freiflächen sowie Gehölzstrukturen 
zu finden. Die Vegetation im westlichen Plangebiet ist als schwach ausgeprägt zu beurteilen und stellt sich als Hausgär-
ten dar. Im Osten des Plangebietes finden sich Acker- bzw. Rasenflächen sowie mäßig bis gut ausgeprägte Gehölzstruk-
turen.  
Eine Vorbelastung der Flora im Plangebiet besteht bereits durch die anthropogene Nutzung. Im Westen des Plangebietes 
liegt aufgrund des hohen Versiegelungsgrades und der starken Einflussnahme des Menschen auf die Vegetation eine 
höhere Belastung vor als im Osten. Hier sind zumindest die Gehölzstrukturen als gut ausgeprägt zu beurteilen. Die Acker- 
bzw. Rasenflächen hingegen weisen keine hohe Diversität und ökologische Wertigkeit auf.  
Eine Strukturanreicherung der vorhandenen Lebensräume wird durch die Offenhaltung und Pflege durch den Menschen n 
weiten Teilen verhindert. 
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Abbildung 5: Luftbild des Plangebietes; Quelle Eigene Darstellung nach Land NRW 2018 

B) EMPFINDLICHKEIT 

Arten der Flora sowie deren Biotope sind allgemein empfindlich gegenüber einer Flächeninanspruchnahme und der damit 
verbundenen Zerstörung von Lebens- und Nahrungsräumen bzw. allgemein gegenüber Beeinträchtigungen durch 
menschliche Nutzungen, die auch in Form von Schadstoffimmissionen, Zerschneidung oder sonstigen Veränderungen 
von Lebensräumen und Biotopen erfolgen können. Hier sind insbesondere die Versiegelung von Freiflächen und die Be-
lastung durch (Luft-)Schadstoffe zu nennen. Da das Plangebiet zumindest in Teilen durch eine gut ausgeprägte Vegetati-
on gekennzeichnet ist, ist in den Bereichen mit ausgeprägten Vegetationsstrukturen von einer hohen Empfindlichkeit des 
Schutzgutes „Pflanzen“ auszugehen. 
Die Durchführung der geplanten Baumaßnahmen wird innerhalb des Plangebietes zur Beseitigung von Teilen der vorhan-
denen Vegetation, jedoch weniger wertvollen Vegetation führen.  
Insgesamt ist die Plangebietsfläche jedoch bereits durch anthropogene Nutzung vorbelastet. Große Teile des Gebietes 
sind bereits bebaut, es sind kaum wertvolle Vegetationsflächen vorhanden. Die Flächen, innerhalb derer eine potenzielle 
Inanspruchnahme ermöglicht wird, können bereits heute aufgrund des bestehenden Planungsrechts durch eine Entfer-
nung der Vegetation beeinträchtigt werden.  
Die bestehende Gehölzfläche im Nordosten des Plangebietes, welche die höchste ökologische Wertigkeit aufweist, wird 
durch die vorliegende Planung gegen eine Inanspruchnahme und Versiegelung gesichert. Zusätzlich erfolgt eine Siche-
rung der rückwärtigen Freiflächen im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes. Somit werden auch hier Freiflächen vor 
einer Inanspruchnahme geschützt.  

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung könnte das Plangebiet gemäß § 34 BauGB bebaut werden. Vorhandene Vegetation 
würde gegebenenfalls entfernt und nicht gegenüber einer Inanspruchnahme gesichert werden. 
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2.1.3 Fläche 

Fläche als unvermehrbare Ressource dient als Lebensgrundlage für den Menschen und wird durch diesen täglich in An-
spruch genommen. Dies geschieht einerseits zu Siedlungszwecken, andererseits zu Produktionszwecken, wobei es sich 
sowohl um die Inanspruchnahme für landwirtschaftliche Produktion als auch um die Inanspruchnahme für gewerbliche 
und industrielle Produktionen handeln kann. Auch für die Herstellung von Verkehrswegen wird Fläche benötigt. Das Gut 
Fläche stellt daher die Grundlage aller Handlungen einer Gesellschaft dar und ist aufgrund seiner Begrenztheit sparsam 
einzusetzen. Dieser sparsame Umgang mit Grund und Boden wird durch das 30-Hektar-Ziel der Bundesregierung ver-
folgt, welches eine Reduzierung der Flächeninanspruchnahme auf 30 ha im Jahr bis zum Jahr 2030 fordert (Die Bundes-
regierung 2016). 

A) BASISSZENARIO 

Das Plangebiet ist bereits zu großen Teilen bebaut, lediglich die Flurstücke 132, 161 und 165 der Flur 1, Gemarkung 
Havert, sind bisher unbebaut. Eine Inanspruchnahme dieser Fläche wäre im Sinne des § 34 BauGB bereits heute zuläs-
sig.  

B) EMPFINDLICHKEIT 

Das Schutzgut Fläche ist gegenüber einer Neuinanspruchnahme empfindlich, da auf diese Weise insbesondere die öko-
logischen Funktionen, welche die Fläche erfüllt, beeinträchtigt werden. Insbesondere ist hier die Umwandlung von Freiflä-
chen zu bebauten bzw. versiegelten Flächen zu nennen, wodurch in vielfältiger Weise Einfluss auf den Naturhaushalt 
genommen wird. Es werden beispielsweise die Bodenfunktionen eingeschränkt, aber auch klimatische Zusammenhänge 
beeinflusst, beispielsweise durch die Bildung von Wärmeinseln und die Zerschneidung von Kaltluftschneisen. Auch das 
Schutzgut Wasser wird durch die Inanspruchnahme und die damit verbundene Versiegelung von Flächen beeinflusst. Hier 
ist beispielhaft die Erhöhung des Niederschlagsabflusses zu nennen. Insgesamt zeigen sich die Empfindlichkeiten des 
Schutzgutes Fläche demnach vor allem durch Auswirkungen auf die übrigen Schutzgüter.  

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung könnte weiterhin eine Inanspruchnahme der bisher unbebauten Flächen nach Maß-
gabe des § 34 BauGB möglich. Hiervon wären insbesondere die große Freifläche des Flurstückes 161 im Nordosten des 
Plangebietes sowie das zentral im Plangebiet gelegene Flurstück 132 betroffen, sofern die Erschließung gesichert wäre. 

2.1.4 Boden 

Die Funktion des Bodens für den Naturhaushalt ist auf vielfältige Weise mit den übrigen Schutzgütern verknüpft. Er dient 
u.a. als Lebensraum für Bodenorganismen, Standort und Wurzelraum für Pflanzen, Standort für menschliche Nutzungen 
(Gebäude, Infrastruktur, Land- und Forstwirtschaft), Kohlenstoff- und Wasserspeicher und Schadstofffilter.  
Unversiegelter Boden hat die Fähigkeit, Niederschlagswasser aufzunehmen, zu speichern und zeitlich verzögert an die 
Atmosphäre, an die Vegetation oder an die Vorfluter abzugeben. So wirkt er ausgleichend auf den Wasserhaushalt und 
hemmt die Entstehung von Hochwasser. Die Bodenteilfunktion „Ausgleichskörper im Wasserhaushalt“ wird durch das 
Infiltrationsvermögen des Bodens gegenüber Niederschlagswasser und der damit verbundenen Abflussverzögerung bzw. 
-verminderung definiert und wird aus den Bodenkennwerten gesättigte Wasserleitfähigkeit, nutzbare Feldkapazität und 
Luftkapazität abgeleitet. Die gesättigte Wasserleitfähigkeit1 wird ermittelt aus der finalen Rate bei dem Prozess des Ein-
dringens von Wasser nach Niederschlägen, die sich einstellt, wenn der Boden vollständig gesättigt ist. 

A) BASISSZENARIO 

Das Plangebiet befindet sich in der naturräumlichen Einheit Selfkant, Großlandschaft Niederrheinisches Tiefland in der 
Untereinheit Rodebachniederung und Schalbruch (vgl. Paffen et al. 1963).  

                                                           
1 Die gesättigte Wasserleitfähigkeit einer Bodeneinheit für eine gewählte Bezugstiefe (kfges) wird aus den schichtspezifischen Wasserdurchlässigkei-
ten (kfs1 – kfsn für die Schichten s1 – sn) abgeleitet. Die ausgewiesene Wasserdurchlässigkeit kennzeichnet den Widerstand, den der Boden einer 
senkrechten Wasserbewegung entgegensetzt. Die Wasserdurchlässigkeit ist ein Maß für die Beurteilung des Bodens als mechanischer Filter, zur 
Abschätzung der Erosionsanfälligkeit schlecht leitender bzw. stauender Böden und der Wirksamkeit von Dränungen. Quelle: Geologischer Dienst 
2017a 
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Zur Bewertung des Schutzgutes Boden werden die Kartierungen zum Boden der Geobasisdaten der Vermessungs- und 
Katasterverwaltung NRW (www.tim-online.nrw.de) und die Bodenkarte (M. 1:50.000) des geologischen Dienstes NRW zur 
Hilfe genommen (Geologischer Dienst 2015). Demgemäß ergibt sich die nachfolgende Bewertung. 
Das Plangebiet wird von Pseudogley-Braunerde (S-B 63) gekennzeichnet, deren obere Schicht aus schluffig-lehmigem 
Sand und schwach lehmigem Sand, jeweils zum Teil schwach kiesig, mit einer Mächtigkeit von 5-10 dm besteht. Diese 
gründet auf einer Schicht kiesigen Sandes bzw. zum Teil lehmigen Sandes (kiesig) aus Terrassenablagerung des Alt- und 
Mittelpleistozäns.  

Zeitalter der Bodenentwicklung (Auszug) 

System Serie Stufe Alter (ca.) 

Quartär 

Holozän Holozän 11.700 J.v.Chr. bis heute 

Pleistozän 

Jungpleistozän 
(Tarantium) 

126.000 v.Chr. bis 11.700 v.Chr. 

Mittelpleistozän 
(Ionium) 

781.000 v.Chr. bis 126.000 v.Chr. 

Altpleistozän 
(Calabrium) 

1,8 mio. v.Chr. bis 781.000 v.Chr. 

Gelasium 2,6 mio. v.Chr bis 1,8 mio. v.Chr. 

tiefer tiefer tiefer älter 

Tabelle 4: Zeitalter der Bodenentwicklung, Quelle: Deutsche Stratigrafische Kommission: Stratigrafische Tabelle von Deutschland, Potsdam 2002 

Die Erfüllung bodenspezifischer Funktionen lässt sich unter anderem anhand der Bodenwertzahl ermitteln. Bundesweit 
wird hierbei eine Bodenwertzahl (Bodenzahl bzw. Grünlandgrundzahl) von 60 als Grenzwert angenommen, oberhalb 
dessen die Vorrausetzung von § 12 Abs. 8 BBodSchV (Bundesbodenschutzverordnung) als erfüllt gilt. Dieser Schwellen-
wert wird durch die vorhandenen Böden knapp nicht erreicht, die Bodenkarte stellt Bodenwertzahlen zwischen 45 und 55 
dar. Demgemäß bestehen durchschnittliche Voraussetzungen für die Kultivierung landwirtschaftlicher Produkte.  
Die Feldkapazität liegt mit 199 mm im niedrigen Bereich. Aufgrund dieser und der mit 71 mol+/m2 geringen Kationenaus-
tauschkapazität liegt eine geringe Bindung von Wasser und Nährstoffen im Boden vor. Aufgrund der mittleren nutzbaren 
Feldkapazität (134 mm) und Durchwurzelungstiefe (8dm) ist jedoch eine durchschnittliche Versorgung der im Boden aus-
wachsenden Pflanzen mit den vorhandenen Nährstoffen und Wasser anzunehmen. Die Luftkapazität liegt mit 123 mm im 
hohen Bereich, sodass eine gute Bindung von Gasen im vorliegenden Boden gegeben ist. 
Insgesamt können Böden aus unterschiedlichen Gründen als schützenswert eingeordnet werden. Als Kriterien werden 
dabei neben der landwirtschaftlichen Bedeutung sowie der Regelungs- und Pufferfunktion auch die Dokumentationsfunk-
tion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie das Potenzial zur Entwicklung von Biotopen bewertet (Schrey 
2004). 

Die vorhandenen Böden sind hinsichtlich ihrer Schutzwürdigkeit nicht bewertet worden.  

B) EMPFINDLICHKEIT 

Generell ist Boden empfindlich gegenüber Eingriffen und Veränderungen der Schichtenfolge sowie anderen mechani-
schen Einwirkungen (z.B. Verdichtung). Insbesondere im Rahmen von Baumaßnahmen wird die Bodenstruktur durch 
Flächenversiegelung, Verdichtung, Abtragungen und Aufschüttungen negativ verändert. Eine Belastung erfolgt auch 
durch den Eintrag von Schadstoffen, die erstens die Bodenfunktionen negativ beeinflussen und zweitens auch andere 
Schutzgüter belasten können, insbesondere durch Auswaschung in das Grundwasser.  
Durch die Planung werden Bereiche überplant, die bereits heute einer Versiegelung und Überbauung zugänglich wären, 
jedoch bisher lediglich in Teilen bebaut wurden. Hierdurch kommt es zu einem Eingriff in den Boden selbst sowie in be-
stehende Bepflanzungen, die einen Beitrag zur Erfüllung der natürlichen Bodenfunktionen leisten.  
Zusammenfassend sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden aufgrund der bereits erfolgten bzw. zulässigen Inan-
spruchnahme derzeit unversiegelter Flächen als nicht erheblich anzusehen. Der Eingriff ist aufgrund der bereits vorlie-
genden Vorbelastung als vertretbar einzustufen. Zudem beschränkt die Planung das Baurecht gegenüber dem derzeit 
zulässigen Eingriff.  
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Im Bereich der derzeit unversiegelten Flächen liegt keine Belastung des Bodens und seiner Funktionen vor. Die Siche-
rung des Gehölzstreifens im Osten des Plangebietes als Fläche für Wald sowie der rückwärtigen Hausgärten im Allge-
meinen Wohngebiet als private Grünfläche sorgen zudem für eine Stärkung der Bodenfunktionen.  

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet voraussichtlich gemäß der Zulässigkeit von Vorhaben im Zu-
sammenhang bebauter Ortsteile nach § 34 BauGB bebaut. Bisher unversiegelte Böden könnten teilweise versiegelt wer-
den.  

2.1.5 Wasser 

Wasser ist in seiner vielfältigen Zustandsgröße und Ausbildung ein grundlegender Baustein im Ökosystem. Hydrologisch 
gesehen ist Wasser als Transportmedium für die Weiterleitung von Stoffen von entscheidender Bedeutung. Wasser ist 
Lebensgrundlage für Pflanzen, Tiere und Menschen und bietet darüber hinaus Lebensraum für spezifische Organismen-
gemeinschaften. Vom Wasserdargebot ist die Vegetation direkt oder indirekt sowie auch die Fauna in einem Gebiet ab-
hängig. Ebenso wird das Kleinklima durch den lokalen Wasserhaushalt beeinflusst. Für den Menschen ist der natürliche 
Wasserhaushalt v.a. als Trinkwasserreservoir zu schützen. Darüber hinaus ist als Abwehr vor der zerstörerischen Kraft 
des Wassers der Hochwasserschutz zu beachten.  

A) BASISSZENARIO 

Zur Beschreibung des Schutzgutes Wasser wird u.a. auf das elektronische wasserwirtschaftliche Verbundsystem für die 
Wasserwirtschaftsverwaltung in NRW (ELWAS WEB) des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen zurückgegriffen. Demgemäß können die nachfolgenden Aussa-
gen getroffen werden. 
Die Gemeinde Selfkant liegt innerhalb des Grundwasserkörpers 28_04 „Hauptterrassen des Rheinlandes“. Es handelt 
sich um einen Porengrundwasserleiter2 des silikatischen Gesteinstyps (Kies und Sand). Die Durchlässigkeit wird als mittel 
bis hoch angegeben. 
Der Grundwasserkörper wird von unterpleistozänen Terrassenflächen und Niederterrassen im Westen der Niederrheini-
schen Tieflandbucht gebildet. Er gehört i. W. der Rurscholle an, die nach Nordosten bis hin zum Rurrand-Sprung einfällt. 
Im Tertiär und Quartär existieren bis zu zehn Grundwasserstockwerke vom silikatischen Typ. Die Einflüsse der Grund-
wasserabsenkungen des Braunkohlentagebaues erstrecken sich auch auf diesen Grundwasserkörper. Der obere Grund-
wasserleiter wird im größten Teil des Gebietes von altpleistozänen Kiesen und Sanden der Jüngeren Hauptterrassen 
gebildet, die eine hohe bis mäßige Wasserdurchlässigkeit aufweisen und mehr als 20 m mächtig werden können. 
In den Auenablagerungen des Rodebaches und des Saeffeler Baches liegen vorwiegend geringe Flurabstände vor, die 
aber oft, ebenso wie die dort befindlichen grundwasserabhängigen Feuchtgebiete durch Grundwasserabsenkungen des 
Berg/Tagebaus beeinflusst sind. Im Liegenden des Quartärs folgen mächtige tertiäre Schichtfolgen aus Sanden, Kiessan-
den, Tonen und Schluffen sowie Braunkohleflözen. Es sind bis zu 10 Grundwasserstockwerke ausgebildet, die jedoch an 
Faziesgrenzen oder tektonischen Störungen hydraulisch miteinander verbunden sind.  
Eine kleinräumige Beschreibung der vorhandenen Grundwassereinflüsse ist unter Berücksichtigung der vorhandenen 
Böden möglich. Hierzu werden die Kartierungen zum Boden der Geobasisdaten der Vermessungs- und Katasterverwal-
tung NRW (www.tim-online.nrw.de) und die Bodenkarte (M. 1:50.000) des geologischen Dienstes NRW zur Hilfe genom-
men (Geologischer Dienst 2015). Demgemäß bestehen im Plangebiet eine schwache Beeinflussung durch Stauwasser 
(Staunässestufe SW2), eine Beeinflussung durch Grundwasser sowie eine kapillare Aufstiegsrate bestehen nicht. Der 
Boden ist für die Versickerung bedingt geeignet. Insgesamt handelt es sich um Böden mit einer mäßig wechseltrockenen 
ökologischen Feuchtestufe. 
Die nächstgelegenen Oberflächengewässer stellen Saeffeler Bach, der Rodebach sowie der Lohgraben dar. Der Saeffeler 
bach liegt rund 350 m südlich vom Plangebiet entfernt, der Rodebach befindet sich in etwa 450 m westlicher Entfernung. 
Nördlich des Plangebietes ist in ca. 600 m der Lohgraben verortet. Weitere das Plangebiet maßgeblich prägende Oberflä-

                                                           
2 Ein Gesteinskörper, dessen Hohlräume von zusammenhängenden Poren gebildet werden und der daher geeignet ist Grundwasser 
weiterzuleiten. Porengrundwasserleiter sind in der Regel gekennzeichnet durch geringe Grundwasserfließgeschwindigkeiten, hohes 
Speichervermögen für Grundwasser und gute Filtereigenschaften. Aus diesem Grund werden Porengrundwasserleiter häufig bei der 
Grundwassererschliessung für Trinkwassergewinnungszwecke nutzbar gemacht. Quelle: 
http://www.spektrum.de/lexikon/geowissenschaften/porengrundwasserleiter/12588 Zugriff: 27.10.2017. 

http://www.geodz.com/deu/d/Poren
http://www.geodz.com/deu/d/Grundwasser
http://www.geodz.com/deu/d/Grundwasser
http://www.geodz.com/deu/d/Grundwassererschliessung
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chengewässer befinden sich in der näheren Umgebung nicht. Weiterhin überlagert die Zone 3 des niederländischen Was-
serschutzgebietes „Roosteren“ das Plangebiet.  

B) EMPFINDLICHKEIT 

Allgemein ist das Schutzgut Wasser empfindlich gegenüber einer Versiegelung durch Überbauung und einer Beseitigung 
von Bepflanzungen. Hierdurch kommt es zu einer Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate. Veränderungen an 
Oberflächengewässern können deren ökologische Funktion beeinträchtigen oder die Hochwassergefahr erhöhen. Da im 
direkten Umfeld des Plangebietes sowohl ein Wasserschutzgebiet als auch mehrere Oberflächengewässer vorhanden 
sind, kann vorliegend von einer allgemein durchschnittlichen Empfindlichkeit gesprochen werden.  
Die Planung begründet keine wesentliche Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate, da gemäß des bestehenden 
Planungsrechts im Sinne des § 34 BauGB bereits im Großteil des Plangebietes eine Versiegelung in ähnlicher Höhe wie 
durch den aufzustellenden Bebauungsplan zulässig wäre. Der vorliegend neu aufzustellende Bebauungsplan sichert im 
weitesten Sinne den Gebäudebestand sowie die Überbaubarkeit der noch unbebauten Flächen. Durch die Sicherung der 
Freifläche im Osten des Vorhabens und der rückwärtigen Hausgärten im Allgemeinen Wohngebiet sowie die Begrenzung 
der zulässigen Versiegelung durch eine GRZ von 0,4 im WA und 0,6 im MI werden die Versickerung von Niederschlags-
wasser und damit auch die Grundwasserneubildung weiterhin zumindest in Teilen gewährleistet.  
Der Eingriff in das Schutzgut Wasser wird daher gegenüber den derzeitigen Eingriffsmöglichkeiten beschränkt.  
Aufgrund des Wasserschutzgebietes „NL Roosteren“ sowie der Nähe zu den stehenden und Fließgewässern ist grund-
sätzlich von einer Empfindlichkeit des Schutzgutes Wasser auszugehen.  
Durch das Vorhaben sind jedoch keine schädlichen Stoffeinträge zu befürchten. Insgesamt werden weder erhebliche 
mengenmäßige noch stoffliche Beeinträchtigungen des Grundwassers und der Oberflächengewässer erwartet. 

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet voraussichtlich auf Grundlage des § 34 BauGB weiter bebaut. 
Die bisher unversiegelten Flächen würden einer Inanspruchnahme unterzogen. Im Bereich von Versiegelungen würde die 
Grundwasserneubildungsrate reduziert. Im Wesentlichen käme es zu einer geringfügigen Erhöhung der Eingriffe.  

2.1.6 Luft 

Luft bzw. das Gasgemisch der Erdatmosphäre ist lebensnotwendig zum Atmen für Mensch und Tier. Zudem übernimmt 
die Atmosphäre Funktionen als Schutz- und Übertragungsmedium für Stoffflüsse. Eine regelmäßige Frischluftzufuhr ist 
die Grundlage für gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse.  

A) BASISSZENARIO 

Das Emissionskataster Luft des Landes Nordrhein-Westfalen (LANUV 2016) kann Auskunft über die Belastung des 
Schutzgutes Luft mit Emissionen verschiedener Emittentengruppen und Schadstoffarten geben. Es unterscheidet hierbei 
zwischen den Verursachern Industrie, Landwirtschaft, Kleinfeuerungsanlagen, Verkehr in seiner Gesamtheit und unterteilt 
(KFZ-, Offroad-, Schienen-, Schiff- und Luftverkehr). Die Schadstoffarten wiederum sind zunächst grob in die folgenden 
Kategorien unterteilt: Treibhausgase, andere Gase, Schwermetalle, chlorhaltige organische Stoffe, andere organische 
Stoffe, anorganische Stoffe und Stäube.  
Eine Betrachtung der Belastung durch alle aufgeführten Stoffe würde einen unverhältnismäßigen Aufwand mit sich brin-
gen, weshalb im Folgenden der Fokus auf die klimarelevanten Emissionen Distickoxid (N2O), Kohlendioxid (CO2) und 
Methan (CH4) sowie den Feinstaub (PM10) gelegt werden. Staub lässt sich nach Größe in verschiedene Fraktionen eintei-
len. Eine relevante Fraktion des Gesamtstaubes stellen die Partikel dar, deren aerodynamischer Durchmesser weniger 
als 10 µm beträgt (Feinstaub - PM10). Der größte Teil der anthropogenen Feinstaubemissionen stammt aus Verbren-
nungsvorgängen (Kfz-Verkehr, Gebäudeheizung) und Produktionsprozessen. Gleichzeitig wird hinsichtlich der Emitten-
tengruppen die Einschränkung vorgenommen, den Verkehr ausschließlich in seiner Gesamtheit zu betrachten, da ledig-
lich ein Überblick über die Luftschadstoffbelastung gegeben werden, nicht aber eine allzu differenzierte Ursachensuche 
betrieben werden soll.  
Die Werte werden i.d.R. für Raster in der Größe 1 km2 angegeben, lediglich die Werte für die Landwirtschaft sind aus-
schließlich auf Kreisebene verfügbar, sodass hier eine gewisse Streuungsbreite vorliegen kann.  
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Emission 
Emittent 

Distickoxid (N2O) Kohlendioxid (CO2) Methan (MH4) Feinstaub (PM10) 

Industrie - - - - 

Landwirtschaft 400 – 620 kg/km2 - 4,4 – 8,1 t/km2 - 

Kleinfeuerungsanlagen 0,72 – 3,5 kg/km2 78 – 390 t/km2 11 – 52 kg/km2 8,7 – 41 kg/km2 

Verkehr 10 – 18 kg/km2 80 – 350 t/km2 4,2 – 16 kg/km2 29 – 100 kg/km2 
Tabelle 5: Luftschadstoffbelastung im Plangebiet; Quelle: LANUV 2016 

Tabelle 5 zeigt, dass im Plangebiet lediglich eine leichte Vorbelastung durch Luftschadstoffe vorliegt. Maßgeblicher Emit-
tent ist hier die Landwirtschaft, deren Emissionswerte die Luftschadstoffe Distickoxid und Methan im mittleren Bereich 
liegen. Die durch Kleinfeuerungsanlagen und den Verkehr erzeugten Emissionen belasten die Luft in geringerem Maße. 
Die Industrie erzeugt keine für das Plangebiet relevanten Emissionen.  
Im Plangebiet kann daher von einer leichten Vorbelastung des Schutzgutes Luft gesprochen werden.  

B) EMPFINDLICHKEIT 

Das Schutzgut Luft ist allgemein empfindlich gegenüber einer Belastung durch Luftschadstoffe sowie gegenüber einer 
Beeinträchtigung vorhandener Vegetation, da diese Schadstoffe filtern und binden kann.  
Durch die vorhandenen, klimatisch wirksamen Vegetationsstrukturen entfaltet das Plangebiet eine gewisse Bedeutung für 
die örtliche Frischluftproduktion.  
Die Vorbelastungen durch Luftschadstoffe bewegen sich in leicht überdurchschnittlicher Höhe, sodass vorliegend von 
einer durchschnittlichen Empfindlichkeit des Schutzgutes Luft auszugehen ist. Durch die Neuaufstellung des Bebauungs-
planes wird ein Eingriff in Teile der klimatisch wirksamen Bepflanzungen des Plangebietes ermöglicht. Insgesamt wird 
jedoch die Zulässigkeit eines Eingriffs in einen geringen Anteil der Fläche zugelassen. Weiterhin werden durch die Pla-
nung keine Emissionen begründet, die erheblich über die bereits heute zulässigen Emissionen hinausgehen. Insofern ist 
in Bezug auf die Planung von einer durchschnittlichen Empfindlichkeit auszugehen. 

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet voraussichtlich weiterhin gemäß den Vorgaben des 
§ 34 BauGB bebaut. Die vorhandenen bisher unversiegelten Flächen im Zentrum und Nordosten des Plangebietes wür-
den möglicherweise von Bebauung in Anspruch genommen. Unter Verzicht der Planung wäre aufgrund der Rahmenbe-
dingungen des § 34 BauGB eine ähnliche Nutzung und Flächeninanspruchnahme wie auf Basis des aufzustellenden 
Bebauungsplanes zulässig. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Luft wären somit vergleichbar.  

2.1.7 Klima 

Das lokale Kleinklima bildet die Grundlage insbesondere für die Vegetationsentwicklung. Darüber hinaus ist das Klima 
unter dem Aspekt der Niederschlagsrate auch für den Wasserhaushalt und die Grundwasserneubildung verantwortlich. 
Ein ausgewogenes Klima ist Grundlage für gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse.  

A) BASISSZENARIO 

Im Bereich des Niederrheinischen Tieflandes herrscht ein gemäßigtes, humides, atlantisch geprägtes Klima, welches 
durch milde Winter und gemäßigte Sommer definiert wird. Die mittlere Lufttemperatur/Jahr beträgt zwischen 10 und 11°C. 
Im Herbst und Winter kann es entlang der Flusstäler zu Talnebel kommen. Innerhalb des Gemeindegebietes des Selfkant 
muss mit ca. 700  – 800 mm Niederschlag im Jahr gerechnet werden. Die Sonnenscheindauer beträgt bis zu 1.520 bis 
1.600 Stunden pro Jahr (LANUV 2016). 
Durch den Gehölzstreifen im Osten des Plangebietes und die derzeit unbebauten Flächen im Zentrum und Nordosten des 
Plangebietes weist dieses eine gewisse Bedeutung für das lokale Klima, insbesondere für die Frischluftproduktion, auf. 
Die angrenzenden Ackerflächen haben demgegenüber jedoch einen höheren Einfluss auf das lokale Klima. Aufgrund der 
umliegenden, wenig dicht bebauten Baugebiete sowie der weitläufig vorhandenen, freien Landschaft um Umfeld, ist eine 
besondere Bedeutung des Plangebietes als Frischluftschneise jedoch nicht gegeben. 
Wie bereits in Kapitel 2.1.6 dargestellt, liegt im Plangebiet eine leichte Belastung mit klimarelevanten Luftschadstoffen vor. 
Insgesamt ist im Plangebiet daher von einer geringen Vorbelastung des Schutzgutes Klima zu sprechen 



Gemeinde Selfkant Umweltbericht 

 Bebauungsplan Nr. 50 „Isenbruch Ost“ 

 

VDH PROJEKTMANAGEMENT GMBH ERKELENZ Stand: JANUAR 2019 33 
 

B) EMPFINDLICHKEIT 

Die klimatischen Funktionen von Freiflächen stehen in engem Zusammenhang mit deren Vegetationsbestand. Bei Verlust 
der Vegetation gehen auch die kleinklimatischen Wirkungen weitgehend verloren. Eine zusätzliche, negative, klimatische 
Wirkung erfolgt bei Bebauung von Freiflächen, da sich versiegelte Flächen schneller erwärmen und eine ungünstigere 
Strahlungsbilanz aufweisen. Durch die Errichtung von Baukörpern können außerdem die Windströmungen im Plangebiet 
verändert werden. Somit ist das Schutzgut Klima und Luft allgemein empfindlich gegenüber einer Versiegelung und Über-
bauung sowie gegenüber einer Beeinträchtigung vorhandener Vegetation.  
Durch die vorhandenen, klimatisch wirksamen Vegetationsstrukturen entfaltet das Plangebiet eine gewisse Bedeutung für 
die örtliche Frischluftproduktion.  
Die Empfindlichkeit des Klimas im Plangebiet besteht insbesondere darin, dass bei einer Beseitigung klimatisch wirksa-
mer Vegetationsstrukturen die Regelungsfunktion dieser innerhalb des Naturhaushaltes nicht weiter gegeben wäre. Durch 
die derzeitige Beurteilung des Plangebietes gem. § 34 BauGB ist jedoch zum heutigen Zeitpunkt keine planerische Absi-
cherung der vorhandenen Strukturen gegeben.  
Durch die Neuaufstellung des Bebauungsplanes sind keine erheblichen zusätzlichen Eingriffe in das Schutzgut Klima zu 
erwarten.  

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet voraussichtlich gemäß den Bestimmungen des § 34 BauGB 
bebaut werden. Hiermit wäre die Beseitigung klimawirksamer Vegetationsstrukturen – insbesondere des Gehölzstreifens 
im Nordosten – verbunden, was sich negativ auf das Klima auswirken könnte.  

2.1.8 Wirkungsgefüge 

Als Wirkungsgefüge wird das naturgesetzlich geregelte Zusammenwirken der Elemente (z.B. Bodenart, Wasser, Luft) und 
Komponenten (z.B. Boden, Klima, Lebensgemeinschaft) in einer funktionellen Einheit des Geokomplexes beschrieben3. 
Die Funktionsfähigkeit der einzelnen Schutzgüter bedingt daher indirekt auch die Funktionsfähigkeit des gesamten Natur-
haushaltes aufgrund des Wirkungsgefüges.  

A) BASISSZENARIO 

Das Wirkungsgefüge im Plangebiet ist als mäßig beeinträchtigt zu beschreiben. Die Versiegelung von Flächen für die 
Nutzung durch Wohngebäude und Gewerbebetriebe hat zu Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden, Fläche und Pflan-
zen geführt. Daraus resultieren einerseits Auswirkungen auf die Schutzgüter Wasser, Klima und Luft in Form eines erhöh-
ten Oberflächenabflusses, der Bildung von Wärmeinseln sowie einer Beeinträchtigung des lokalen Klimas, andererseits 
Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere und Pflanzen, da Habitate verloren gehen. Aufgrund des begrenzten Umfanges 
dieser Eingriffe ist jedoch nicht von einer erheblichen Vorbelastung auszugehen.  

B) EMPFINDLICHKEIT 

Das Wirkungsgefüge ist empfindlich gegenüber einer Vielzahl von Beeinflussungen der einzelnen Bestandteile des Sys-
tems. Wird ein Schutzgut beeinflusst, sind daher Veränderungen im Wirkungsgefüge möglich. Um nur einige Beispiele zu 
nennen, wirkt z.B. die Beseitigung von Vegetation negativ auf das Klima auf und vernichtet Habitate für bestimmte Tier- 
und Pflanzenarten, und kann weiterhin Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden und Wasser haben. 
Im Plangebiet ist das Wirkungsgefüge bereits aufgrund der Inanspruchnahme von Fläche in Form von Versiegelungen 
sowie der damit verbundenen Beseitigung von Vegetation, Zerstörung von Habitaten, Beeinflussung des Bodens und des 
Wasserhaushaltes sowie den damit verbundenen Auswirkungen auf die Luftqualität und das Klima im Plangebiet vorbe-
lastet. Eine Empfindlichkeit besteht hinsichtlich zusätzlicher Versiegelungen im Bereich bisher unversiegelter Flächen.  

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Wirkungsgefüge weiterhin aufgrund der vorliegenden Nutzungen und damit 
verbundenen Versiegelung beeinträchtigt, die Errichtung zusätzlicher Gebäude würde eine Verschärfung der Vorbelas-

                                                           
3 Abgerufen von: http://www.spektrum.de/lexikon/geographie/wirkungsgefuege/9071 Zugriff am 17.11.2017 
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tung bewirken.  

2.1.9 Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild hat in erster Linie ästhetische und identitätsbewahrende Funktion. Die Komposition verschiedener 
typischer Landschaftselemente macht die Eigenart eines Landstriches aus. Neben der Bewahrung typischer Arten, Struk-
turen und Bewirtschaftungsformen spielt dies auch für den Erholungswert der Landschaft eine große Rolle.  

A) BASISSZENARIO 

Das bestehende Landschaftsbild des Plangebietes setzt sich im Wesentlichen aus einer für ländliche Bereiche typischen 
Ein- und Mehrfamilienhausbebauung mit rückgelagerten Nebenanlagen sowie Rasenflächen zusammen. Prägend sind 
die Gehölzflächen im Osten (stark ausgeprägt) und im Zentrum (mäßig ausgeprägt).  
Insgesamt sind die Plangebietsbereiche in ihrer Vielfalt, Eigenart und Naturnähe daher differenziert zu betrachten. Wäh-
rend die bebauten Teile als nachrangig einzustufen sind, kann insbesondere den Gehölzflächen und den bisher unbebau-
ten Freiflächen ein gewisser landschaftlicher Wert zugesprochen werden.  
Die an das Plangebiet angrenzenden Flächen sind im Norden, Süden und Westen von Wohnbebauung geprägt und wei-
sen daher eine hohe Strukturarmut auf. Im Nordosten, Osten und Südosten schließen Ackerflächen an. Prägende Land-
schaftselemente sind hier eine Gehölzfläche im Nordosten des Plangebietes, die an die dort befindliche Gehölzfläche 
anschließt, sowie eine im Südwesten befindliche Allee. Abgesehen von diesen Elementen sind die Ackerflächen von 
landschaftlicher Monotonie bestimmt.  

B) EMPFINDLICHKEIT 

Das Landschaftsbild und die Erholung als Naturpotenzial sind allgemein empfindlich gegenüber einer Veränderung der 
Landschaft, insbesondere in Form von Bebauung und „landschaftsfremden“ Nutzungen. Dadurch wird auch die Erho-
lungsnutzung für den Menschen, die durch den Eindruck der „freien Landschaft“ entsteht, beeinträchtigt. Neben dem 
Hinzufügen von störenden Elementen kann das Landschaftsbild auch durch das Entfernen von typischen und prägenden 
Elementen, wie etwa Grünstrukturen, beeinträchtigt werden.  
Bereits heute hat das Gebiet durch die Inanspruchnahme für bauliche Nutzungen eine untergeordnete landschaftliche 
Bedeutung. Lediglich die bisher unbebauten Flächen sowie die Gehölzstrukturen weisen eine landschaftliche Bedeutung 
auf und weisen daher eine Empfindlichkeit gegenüber einer Inanspruchnahme auf.  
Aufgrund der untergeordneten Bedeutung dieser Elemente ist jedoch bei Betrachtung der Festsetzungen des Bebau-
ungsplans von keiner hohen Empfindlichkeit auszugehen. Auch im Hinblick auf die angrenzenden Landschaftsbestandtei-
le ist nicht davon auszugehen, dass gegenüber der Planung eine erhebliche Empfindlichkeit besteht.  

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung wäre weiterhin eine Bebauung nach Maßgabe des § 34 BauGB möglich. Das Plange-
biet könnte daher weiterhin zu Wohnnutzungen in mit der bisherigen Dichte vergleichbarem Verdichtungsgrad bebaut 
werden. Eine maßgebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Landschaftsbildes würde hieraus nicht resultieren.  

2.1.10 Biologische Vielfalt 

Unter biologischer Vielfalt wird die Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher Herkunft verstanden. Dies umfasst die 
Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen den Arten sowie die Vielfalt der Ökosysteme (vgl. BMUB 2015). Die biologische 
Vielfalt trägt zur Vielfalt der belebten Natur bei und bildet die existenzielle Grundlage für das menschliche Leben. Sie steht 
in vielfältiger Wechselwirkung mit den anderen Schutzgütern und beeinflusst z.B. Stoffkreisläufe, die Qualität der Böden 
und das Klima.  

A) BASISSZENARIO 

Die biologische Vielfalt im Plangebiet ist als durchschnittlich ausgeprägt zu beurteilen. Große Teile des Plangebietes sind 
bereits versiegelt und bieten daher nur wenigen Arten Habitate. Die vorhandenen Freiflächen und Gehölzsäume weisen 
mäßig ausgeprägte Lebensräume auf, es besteht weiterhin keine große Vielfalt an unterschiedlichen Lebensräumen. 
Insbesondere vorhanden sind Freiflächen, Gehölzflächen, versiegelte Flächen sowie Gebäude.  
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B) EMPFINDLICHKEIT 

Die biologische Vielfalt ist empfindlich gegenüber anthropogenen Beeinflussungen. Hier ist insbesondere die Zerstörung 
von Lebensräumen aufgrund von Siedlungstätigkeiten und Flächeninanspruchnahme durch den Menschen zu nennen. 
Doch auch die intensive Landwirtschaft, hierbei insbesondere die Kultivierung von Monokulturen und der Einsatz von 
Herbiziden und Pestiziden, beeinträchtigen die biologische Vielfalt.  
Im vorliegenden Fall besteht eine Empfindlichkeit der biologischen Vielfalt aufgrund des Versiegelungsgrades und der 
damit nur eingeschränkt vorhandenen Vegetation sowie der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzungen und damit 
verbundenen Belastungen.  

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet voraussichtlich nach Maßgabe des § 34 BauGB bebaut und 
versiegelt. Die biologische Vielfalt an sich bliebe voraussichtlich größtenteils unberührt.  

2.1.11 Natura 2000-Gebiete  

Die Natura 2000-Gebiete sind ein zusammenhängendes Netz von Schutzgebieten innerhalb der Europäischen Union. Es 
wird seit 1992 gemäß der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) aufgebaut. Es dient dem Schutz seltener und gefähr-
deter Arten sowie seltener natürlicher Habitate, mit dem Ziel, Europas wertvolle und gefährdete Arten und Habitate lang-
fristig zu sichern und zu schützen.  

A) BASISSZENARIO 

Im Plangebiet selbst sind keine Natura 2000-Gebiete vorhanden. Das nächste Gebiet dieser Art stellt das Gebiet mit der 
Kennung DE-5002-301 „Teverener Heide“ dar, das sich in einem Abstand von 13,2 km südöstlicher Entfernung zum 
Plangebiet befindet. Dessen prioritäres Schutzziel ist die Erhaltung und Optimierung der Lebensgemeinschaften und 
Lebensräume von trockenen und feuchten Heiden, von Heidemooren und von Sandtrockenrasen auf Dünenstandorten 
sowie nährstoffarmen Stillgewässern.  

B) EMPFINDLICHKEIT 

Die Empfindlichkeit der Natura 2000-Gebiete hängt stark von ihrem Schutzzweck ab. Unterschiedliche Tier- und Pflan-
zenarten haben unterschiedliche Habitatansprüche und Störungsempfindlichkeiten. Eine pauschale Aussage kann hierzu 
daher nicht getroffen werden. Grundsätzlich ist jedoch festzuhalten, dass die Gebiete gegenüber Eingriffen durch den 
Menschen empfindlich sein können.  
Eine Empfindlichkeit des in 13,2 km Entfernung vom Plangebiet gelegenen Natura 2000-Gebietes ist nicht zu erkennen. 
Dies ist vor allem auf die Entfernung zum Plangebiet zurückzuführen. Da mit der Planung keine direkten Eingriffe in das 
Schutzgebiet vorbereitet werden, ist hier keine Empfindlichkeit zu erkennen.  

C) NULLVARIANTE 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden weiterhin keine Auswirkungen vom Plangebiet auf das Natura 2000-Gebiet 
„Teverener Heide“ ausgehen, eine Beeinträchtigung würde nicht erfolgen.  

2.1.12 Mensch 

Ein Hauptaspekt des Schutzes von Natur und Landschaft ist es, im Sinne der Daseinsvorsorge die Lebensgrundlage des 
Menschen nachhaltig, d.h. auch für zukünftige Generationen, zu wahren und zu entwickeln. Neben dem indirekten Schutz 
durch Sicherung der übrigen Schutzgüter sollen gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, insbesondere hinsichtlich des 
Immissionsschutzes, sowie quantitativ und qualitativ ausreichender Erholungsraum für den Menschen gesichert werden. 

A) BASISSZENARIO 

Die Bedeutung des Plangebietes für den Menschen wird durch die derzeit vorliegenden Nutzungen bestimmt. Aufgrund 
der starken Prägung durch Wohnnutzungen besteht eine große Bedeutung für den Menschen, jedoch mit starker Be-
schränkung für bestimmte Nutzerkreise.  



Gemeinde Selfkant Umweltbericht 

 Bebauungsplan Nr. 50 „Isenbruch Ost“ 

 

VDH PROJEKTMANAGEMENT GMBH ERKELENZ Stand: JANUAR 2019 36 
 

B) EMPFINDLICHKEIT 

Eine Empfindlichkeit für ansässige Menschen besteht durch das Vorhaben nicht. Es sollen vorrangig die bestehenden 
Nutzungen gesichert und die zukünftige bauliche Nutzung der bisher unbebauten Flächen planerisch geregelt werden. Mit 
den geplanten Nutzungen (Allgemeines Wohngebiet, Mischgebiet und Fläche für Gemeinbedarf – Zweckbestimmung 
„Spielplatz“ und „kulturelle Zwecke“) sind keine wesentlichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch verbunden. 
Von den Gemeinbedarfsflächen können Schallemissionen ausgehen, die auf die angrenzenden Nutzungen wirken kön-
nen.  

C) NULLVARIANTE 

Unter Verzicht auf die Planung könnten die verfahrensgegenständlichen Flächen weiterhin entsprechend des § 34 BauGB 
mit Nutzungen bebaut, die dem bisherigen Gebietscharakter entsprechen. Eine wesentliche Abweichung gegenüber dem 
aufzustellenden Bebauungsplan ergäbe sich daraus nicht.  

2.1.13 Kultur- und Sachgüter 

Kultur- und Sachgüter besitzen ihre Funktion aufgrund ihres historischen Dokumentationspotenzials sowie ihrer wirtschaft-
lichen oder gesellschaftlichen Nutzung. Unter den Begriff Kulturgüter fallen die Bau- und Bodendenkmale als Einzelobjekt 
oder als Ensemble einschließlich ihres Umgebungsschutzes sowie das Ortsbild. Dazu zählen auch räumliche Beziehun-
gen, kulturhistorisch bedeutsame Landschaftsteile, Sichtbeziehungen etc.  

A) BASISSZENARIO 

Im Plangebiet selbst befindet sich ein Baudenkmal: Die Kapelle zur unbefleckten Empfängnis liegt im westlichen Teil des 
Plangebietes. In der direkten und weiteren Umgebung befinden sich allerdings keine weiteren Denkmale. Die Kapelle zur 
unbefleckten Empfängnis ist bereits heute in die städtebauliche Situation integriert, wodurch eine Vorbelastung nicht ge-
geben ist.  

B) EMPFINDLICHKEIT 

Neben direkten Beeinträchtigungen wie Beschädigung oder Beseitigung sind Kultur- und Sachgüter auch durch indirekte 
Einflüsse z.B. durch wertmindernde Nutzungen auf Nachbargrundstücken betroffen. Werden während der Bauarbeiten 
Kulturgüter bzw. Denkmäler entdeckt so sind diese unverzüglich der entsprechenden Behörde mitzuteilen, um ggf. Spu-
ren und Artefakte sichern zu können. Hierdurch kann eine Beeinträchtigung wirksam vermieden oder gemindert werden, 
sodass von einer geringen Empfindlichkeit auszugehen ist.  
Eine Empfindlichkeit der vorhandenen Sachgüter ist nicht erkennbar. Durch die Festsetzung der Kapelle als Einzelanlage, 
die dem Denkmalschutz unterliegt, wird eine Beeinträchtigung dieses Denkmals wirksam vermieden. Durch die im Be-
bauungsplan festgesetzten Baufenster sind keine Beeinträchtigungen der angrenzenden Nutzungen zu erwarten, sodass 
von einer Empfindlichkeit nicht ausgegangen werden kann. 

C) NULLVARIANTE 

Eine Beeinträchtigung von Sach- und Kulturgütern wäre bei Nichtdurchführung der Planung grundsätzlich nicht zu erwar-
ten. Lediglich im Bereich der bisher unbebauten Flächen könnte es im Zuge der Bauarbeiten zu Funden von Kulturgütern 
und -denkmälern und damit verbundenen Schädigungen dieser kommen.  

2.2 Entwicklungsprognosen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe b) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe b ist eine Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfüh-
rung der Planung zu erstellen. Hierzu sind, soweit möglich, insbesondere die möglichen während der Bau- und Betriebs-
phase auftretenden Einwirkungen auf die Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bis i zu beschreiben.  
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2.2.1 Bau und Vorhandensein des Vorhabens einschließlich Abrissarbeiten 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe aa) 

Durch die bauliche Umsetzung des geplanten Vorhabens sind temporäre Auswirkungen auf nahezu alle in 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Umweltbelange zu erwarten.  
 
Der Bau hat verschiedene Auswirkungen auf den Umweltbelang Tiere: Durch mit dem Einsatz von schwerem Gerät und 
mit Baustellenfahrzeugen verbundenen Schall-, Licht- und Staubimmissionen können störempfindliche Arten vorüberge-
hend oder auch dauerhaft aus ihren Lebensräumen oder Brutstätten vertrieben werden. Durch die Baufeldräumung kann 
es zu Zerstörung oder Schädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Tieren kommen. Tötungen oder Verletzun-
gen (gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) von Tieren inkl. Gelegeverlusten oder Tötungen von Jungvögeln könnten vor 
allem aus der Baufeldfreimachung (Beseitigung von Gehölzen, Abschieben von Oberboden) resultieren. Dieser Verbots-
tatbestand kann durch eine Bauzeitenregelung vermieden werden. Soweit Gehölze außerhalb der Vogelbrutzeit (01.03.- 
und 30.09. eines Jahres) entnommen werden, ist nicht mit der Tötung oder Verletzung von Tieren zu rechnen.  
Die Untersuchung des potenziellen Artbestandes erfolgte durch einen Abgleich der Habitatansprüche der planungsrele-
vanten Arten des betroffenen Messtischblattes mit den tatsächlich vorhandenen Biotopstrukturen des Untersuchungsrau-
mes. Danach ist ein Vorkommen einer Vielzahl der planungsrelevanten Arten nicht zu erwarten. Aufgrund der Lage und 
der Vorbelastungen durch anthropogene Nutzung innerhalb des Plangebiets wie auch in der Umgebung sind Vorkommen 
von störsensiblen Arten mit speziellen Ansprüchen an ihren Lebensraum auszuschließen. Die meisten der potenziell 
vorkommenden Arten könnten das Vorhabengebiet zur Nahrungssuche aufsuchen. 
Aufgrund der im Messtischblatt vorkommenden Vogelarten, die Gehölzflächen in der Nähen von Grünland- und Ackerflä-
chen als Bruthabitate nutzen, sind potenzielle Brutstätten planungsrelevanter Vogelarten im Plangebiet nicht auszuschlie-
ßen.  
Potenzielle Habitate können insbesondere im Bereich der Gehölzflächen und baumbestandenen Grünflächen aber auch 
innerhalb der Grünfläche des Plangebiets vorkommen. 
Da es nicht vorgesehen ist, die bisherigen Gehölzflächen und mit Bäumen bewachsenen Grünflächen zu verändern bzw. 
zu entfernen, sind keine negativen Auswirkungen auf die Arten mit den entsprechenden Habitatansprüchen zu erwarten.  
Um eine Tötung potenziell einsitzender Tiere zu vermeiden (Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG), ist die 
Entnahme der Bäume außerhalb der Brutzeiten zu gewährleisten (vgl. Kapitel 2.3.1). Für Arten, die insbesondere von 
Offenladflächen als bevorzugte Brutstätte Nutzen, ist die Fläche im östlichen Bereich des Plangebietes als Habitat unge-
eignet, da diese durch Vertikalstrukturen (Bäume, Gehölze und Gebäude) eingerahmt wird.  
Eine Nutzung des Plangebietes als Jagdhabitat für Fledermäuse ist potenziell möglich, es ist jedoch nicht davon auszu-
gehen, dass dem Plangebiet im Bereich der neu geplanten Bebauung eine essentielle Bedeutung als Nahrungshabitat 
zukommt (hier insbesondere die Baulücken im Allgemeinen Wohngebiet). Ältere Baumbestände und Gebäude bieten 
innerhalb des Plangebietes potenziell geeignete Quartiere oder Wochenstuben. 
Da es nicht vorgesehen ist, die bisherigen Gehölzflächen und mit Bäumen bewachsenen Grünflächen sowie Gebäude 
des Gebietes zu verändern bzw. zu entfernen, sind keine negativen Auswirkungen auf die im Plangebiet potenziell vor-
kommenden planungsrelevanten Fledermäuse zu erwarten. Im Umfeld des Plangebietes bestehen ausreichend Alterna-
tivflächen in Form von Gehölzflächen und Heckenbeständen an Grünflächen, die als Jagdgebiet genutzt werden können.  
Die Tötung potenziell einsitzender Tiere ist zu vermeiden (Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG). Dies ist 
über die Entnahme der Bäume außerhalb der Aktivitätsperiode gewährleistet. Artenschutzrechtliche Konflikte sind auch 
unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen somit nicht zu erwarten (vgl. Kapitel 2.3.1).  
Durch das Vorhandensein des Vorhabens sind Schall- und Lichtimmissionen möglich, welche störungsempfindliche Tier-
arten beeinträchtigen können. Da mit Planvorhaben die Realisierung verhältnismäßig störungsarmer Nutzungsarten 
(Wohnen, nicht störendes Gewerbe), ist durch das Vorhandensein des Vorhabens nicht mit einer Verschärfung der derzeit 
vorliegenden Belastung zu rechnen.  
 
Auf das Schutzgut Pflanzen hat der Bau der geplanten Anlagen vor allem durch die Rodung und Beseitigung von Bäu-
men, Sträuchern und der Krautschicht im Rahmen der Baufeldräumung erhebliche Auswirkungen. Auch die Veränderung 
der Schichtenfolge des Bodens kann das Wurzelwerk bestehender Pflanzen beeinträchtigen. Diese Eingriffe wären je-
doch bereits heute bei Vorhaben im Sinne des § 34 BauGB zulässig und sind daher nicht als erheblich anzusehen. Insge-
samt erfolgt Durch das geplante Vorhaben kommt es gegenüber dem Bestand zu einer Erhöhung der zulässigen Eingriffe 
in die Vegetation. Im Rahmen der Eingriffsbilanzierung ergibt sich für den Zustand gemäß vorliegender Planung ein Defi-
zit an 6.830 Ökowertpunkten bzw. 0,17 ha. Der Ausgleich des Eingriffes erfolgt über das Ökokonto der Gemeinde Self-
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kant auf der Fläche Gemarkung Tüddern, Flur 1, Flurstück 75. Hier wurde ein Waldumbau vorgenommen, im Rahmen 
dessen eine Aufwertung durch den Ersatz von Pappeln durch Eschen, Kirschen und Hainbuchen erzielt wurde („Waldum-
bau Gemeindebruch Tüddern“). 
 
Durch das geplante Vorhaben wird eine bisher unbeplante Fläche mit Planungsrecht versehen. Durch das Vorhandensein 
eines hohen Anteils an der Überbauung zugehörigen Erschließungsanlagen sowie die Überplanung von Baulücken liegt 
ein verantwortungsvoller Umgang mit dem Schutzgut Fläche vor, da Flächen an weniger integrierten Standorten nicht in 
Anspruch genommen werden. Insofern ist in Bezug auf das Schutzgut Fläche davon auszugehen, dass die Planung we-
der in der Bau- noch in der Betriebsphase zu erheblichen Beeinträchtigungen führen wird. 
 
Der Boden, zumindest die oberste Bodenschicht, ist in den Bereichen der Baumaßnahmen von Umformungen und Ein-
griffen betroffen. Dies betrifft in erster Linie die Bau- und Verkehrsflächen. Auf diesen Flächen geht die ökologische Funk-
tionsfähigkeit der Böden nahezu vollständig verloren. Dies gilt auch nach der Bauphase in den Bereichen, die dauerhaft 
versiegelt werden. Da gegenüber dem derzeit gültigen Planungsrecht jedoch keine Erhöhung der zulässigen Versiegelung 
begründet wird, ist nicht von einer erheblichen Beeinträchtigung des Bodens auszugehen, sodass keine Kompensation 
erforderlich wird. 
 
In der Bauphase, können minimale Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser in Form von Schadstoffeinträgen (bspw. Öl 
von Fahrzeugen) auftreten. Bei sachgemäßer Handhabung potenziell wassergefährdender Stoffe sind Schadstoffeinträge 
jedoch vermeidbar. Erhebliche Beeinträchtigungen aufgrund des Vorhabens sind diesbezüglich nicht herauszustellen. 
Auch durch das Vorhandensein der geplanten Anlagen sind Schadstoffeinträge in den Boden und somit in das Grund-
wasser nicht mit absoluter Sicherheit auszuschließen. Bei sachgemäßer Handhabung potenziell wassergefährdender 
Stoffe kann eine Beeinträchtigung dieses Schutzgutes jedoch als unwahrscheinlich angesehen werden.  
 
In Bezug auf die Schutzgüter Klima und Luft können durch den Baustellenbetrieb und -verkehr sektorale kleinklimatische 
bzw. lufthygienische Beeinträchtigungen hervorgerufen werden. Luftverunreinigungen dieser Art treten lediglich temporär 
begrenzt während der Bauphase auf und sind daher als nicht erheblich einzustufen. Nach Abschluss der Baumaßnahmen 
ist nicht mit zusätzlichen erheblichen Belastungen des Klimas und der Luft durch das geplante Vorhaben zu rechnen.  
 
Das Landschaftsbild kann aufgrund der eingesetzten Fahrzeuge und Maschinen eine vorübergehende optische Beein-
trächtigung erfahren. Diese Beeinträchtigung ist jedoch auf die Bauphase beschränkt und daher lediglich temporärer 
Natur. Durch das Vorhandensein der zulässigen Baukörper werden die derzeit unbebauten Flächen im Norden und Osten 
des Plangebietes geprägt. Diese Inanspruchnahme wäre jedoch bereits heute bei Beurteilung von Vorhaben gem. 
§ 34 BauGB zulässig, weshalb eine zusätzliche Beeinträchtigung nicht vorliegt. Da flächenmäßig keine zusätzliche Inan-
spruchnahme von Freiflächen erfolgt, ist auch in dieser Hinsicht von keinen negativen Auswirkungen der Planung auf das 
Landschaftsbild auszugehen. Durch die Sicherung des Gehölzstreifens im Nordosten des Plangebietes wird die Verknüp-
fungsfunktion zwischen dem Gewerbegebiet und den landwirtschaftlichen Flächen weiterhin gewahrt.  
 
Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes Biologische Vielfalt sind weder während der Bau- noch der Betriebs-
phase zu erwarten. Insgesamt wird die Planung zu keiner Verkleinerung vorhandener Biotope führen, jedoch unter Um-
ständen eine Verlagerung dieser erforderlich machen. Im direkten Umfeld des Plangebietes befinden sich jedoch hoch-
wertigere Biotope, in die durch das Vorhaben jedoch kein Eingriff erfolgt. Die biologische Vielfalt an sich bliebe daher 
voraussichtlich unberührt.  
 
Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura-2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetztes 
(BNatSchG) sind nicht betroffen. Im Plangebiet selbst sind keine Natura 2000-Gebiete vorhanden. Das nächste Gebiet 
dieser Art stellt das Gebiet mit der Kennung DE-5002-301 „Teverener Heide“ dar, das sich in einem Abstand von 13,2 km 
südöstlicher Entfernung zum Plangebiet befindet. Die Planung bereitet keine Nutzungen vor, die zu einer Barrierewirkung 
für mögliche Flugkorridore führen könnte und direkte Eingriffe werden nicht begründet. Eine Beeinträchtigung der umlie-
genden FFH-Gebiete ist somit nicht zu erwarten. 
 
Auf das Schutzgut Mensch können baubedingte Emissionen negative Auswirkungen haben. Schall-, Licht- und Staube-
missionen können insbesondere in direkter Umgebung von Wohnnutzungen gesundheitsschädliche Wirkungen entfalten. 
Schutzwürdige Flächen in diesem Zusammenhang sind die im Plangebiet befindlichen Wohnnutzungen sowie die im 
Norden, Süden und Westen anschließenden Wohngebiete. Die baubedingten Beeinträchtigungen sind jedoch temporärer 
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Natur und daher nicht von erheblicher Schwere. 
Durch das Vorhandensein der zulässigen Nutzungen sind keine den Menschen wesentlich beeinträchtigenden Emissio-
nen zu erwarten. Dies wird durch die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes sowie eines Mischgebietes sicherge-
stellt. Beide Gebietstypen lassen neben der Wohnnutzung ausschließlich Nutzungen zu, die das Wohnen nicht (wesent-
lich) stören. Zudem wurden die schalltechnischen Auswirkungen des Betriebes des Bürgerhauses gutachterlich unter-
sucht. Die schalltechnische Immissionsprognose wurde durch das Ingenieurbüro IBK Schallimmissionsschutz in enger 
Abstimmung mit der Unteren Immissionsschutzbehörde durchgeführt. Im Rahmen der Untersuchung konnte eine Beein-
trächtigung angrenzender schutzwürdiger Nutzungen während des Regelbetriebes bis 22:00 Uhr nicht festgestellt werden, 
auch während der Ruhezeit von 20:00 bis 22:00 Uhr liegen keine Überschreitungen der Immissionsrichtwerte für die an-
grenzenden Wohnnutzungen vor. Bei Sonderveranstaltungen während der Nachtzeit (ab 22:00 Uhr) wurden mögliche 
Überschreitungen der Immissionsrichtwerte um bis zu 12 dB(A) ermittelt. Eine uneingeschränkte Durchführung der be-
trachteten Sonderveranstaltungen ist somit nicht möglich, da eine erhebliche Beeinträchtigung der angrenzenden Wohn-
nutzungen nicht ausgeschlossen werden kann. Bei Implementierung eines Maßnahmenkonzeptes für Sonderveran-
staltungen nach 22:00 Uhr durch die Gemeinde können Beeinträchtigungen, die zur Unzulässigkeit des Vorhabens führen 
würden, jedoch vermieden werden.  
 
Kultur- und Sachgüter können im vorliegenden Fall durch Bearbeitung des Bodens zur Erstellung der Baugrube und des 
Fundamentes betroffen sein. Der Einsatz von schwerem Gerät kann im Falle einer Entdeckung eines im Boden befindli-
chen Kulturgutes zu Beschädigungen dessen führen. Insofern kann eine erhebliche Beeinträchtigung nur unter der Be-
rücksichtigung von Kompensationsmaßnahmen ausgeschlossen werden (vgl. Kapitel 2.3.8). Während der Betriebsphase 
ist hingegen nicht mit einer Beeinträchtigung von Kultur- oder Sachgütern zu rechnen. Das innerhalb des Plangebietes 
befindliche Baudenkmal (Kapelle der unbefleckten Empfängnis) wird durch die vorliegende Planung nicht beeinträchtigt. 
Die planerische Sicherung dieses Denkmals durch die Festsetzung einer Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unter-
liegt, stellt sicher, dass auch nach Umsetzung der Planung keine Beeinträchtigungen erfolgen können.  
 
Die Vermeidung von Emissionen und der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern kann auf Ebene der 
Bauleitplanung nicht im Detail gesteuert werden. Während der Bauphase haben die Nutzung sparsamer und effizienter 
Geräte, Fahrzeuge und Maschinen sowie die sachgerechte Handhabung von Abfällen und Abwässern im Sinne des 
KrWG einen Einfluss auf diesen Umweltbelang. Während der Betriebsphase obliegen sowohl die Vermeidung von Emis-
sionen als auch der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern den Betreibern bzw. Bewohnern der jeweiligen 
Betriebe bzw. Wohngebäude. Eine Einflussnahme durch die Bauleitplanung kann somit auch hier nicht erfolgen. Aufgrund 
der zulässigen Nutzungen ist jedoch nicht mit erheblichen Auswirkungen auf diesen Umweltbelang zu rechnen.  
 
Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie kann während der Bau-
phase nicht durch die Bauleitplanung gesteuert werden. Durch den Einsatz moderner Technik, beispielsweise durch 
Fahrzeuge und Maschinen mit geringem Energieverbrauch, kann jedoch Einfluss auf das Maß der Beeinträchtigung die-
ses Umweltbelanges genommen werden. Da ein sparsamer Umgang und eine effiziente Nutzung von Energie(-trägern) 
bereits aus Kostengründen von Interesse für die Unternehmen sein dürfte, die den Bau ausführen, ist mit einer Beachtung 
dieses Umweltbelanges zu rechnen, weshalb keine erheblichen Auswirkungen zu befürchten sind. Gleiches gilt für den 
Betrieb der mit dem Vorhaben zulässigen Nutzungen. Auch hier dürfte ein sparsamer und effizienter Umgang mit Energie 
ein wirtschaftlicher Anreiz für die Eigentümer sein, weshalb auch während der Nutzungsphase nicht mit negativen Auswir-
kungen zu rechnen ist.  
 
Es bestehen Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen. Zwar liegt das Plangebiet außer-
halb des Geltungsbereiches des Landschaftsplans II/5 „Selfkant“, es können jedoch die Planungen der Wasserwirtschaft 
durch den Bau des Vorhabens betroffen sein, da das Plangebiet im Wasserschutzgebietes „NL Roosteren“ liegt. Aufgrund 
der mit dem Bebauungsplan zugelassenen Nutzungen ist jedoch bei sachgemäßem Umgang und Entsorgung von was-
sergefährdenden Stoffen nicht mit einer Beeinträchtigung dieses Umweltbelanges zu rechnen. Für die Abfallbeseitigung 
und für den Immissionsschutz liegen keine spezifischen Pläne vor.  
 
Die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität unterliegt einer begrenzten Steuerung durch die Bauleitplanung. Wäh-
rend der Bauphase kann eine Einflussnahme nicht erfolgen, hier liegt die Verantwortung bei den Unternehmen, welche 
den Bau ausführen. Auf die Betriebsphase kann lediglich durch die Festsetzung des Gebietstyps Einfluss genommen 
werden. Hier sind aufgrund der Zulässigkeit eines Allgemeinen Wohngebietes sowie eines Mischgebietes keine erhebli-
chen Belastungen mit Luftschadstoffen zu erwarten.  
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Während der Bauphase ergeben sich verschiedene Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern, welche das Wir-
kungsgefüge beeinflussen können. Durch die Veränderungen des Bodens in Form von Verdichtung, Abtragung, Auf-
schüttung und Veränderung der Schichtenfolge können Lebensräume von Pflanzen und Tieren beeinträchtigt oder zer-
stört werden. Gleichzeitig kann das Schutzgut Wasser durch eine verminderte Speicherfähigkeit des Bodens beeinflusst 
werden, wodurch Überschwemmungen möglich sind. Die Beseitigung von Pflanzen wiederum kann Auswirkungen auf die 
Tierwelt, die Luftqualität und das Klima haben. Die Tierwelt kann betroffen sein, da Pflanzen einen Teil des Nahrungsan-
gebotes darstellen. Der Wegfall dieses Angebotes kann zur Vertreibung besonders empfindlicher Tierarten führen. Wei-
terhin übernehmen Pflanzen eine Filterfunktion für Schadstoffe, weshalb eine Beseitigung von Vegetation eine Ver-
schlechterung der Luftqualität nach sich ziehen kann. Auch auf das Klima haben Pflanzen durch ihre Fähigkeit C02 zu 
binden und Sauerstoff zu produzieren einen erheblichen Einfluss, ebenso auf den Boden und das Wasser, indem sie 
Wasser speichern und Nährstoffe aufnehmen. Zusätzlich beleben sie den Boden durch die Entstehung von Humus. Durch 
ihre Beseitigung ist daher eine Störung dieser Wechselwirkungen zu erwarten. Auf den Menschen hat eine Berührung der 
übrigen Umweltbelange Auswirkungen, da ein Großteil dieser die Lebensgrundlage des Menschen darstellt. Durch das 
Vorhandensein kann insbesondere aufgrund der dauerhaften Entfernung von Vegetation und flächenhaften Versiegelun-
gen das Eintreten einiger der oben bereits beschriebenen Wechselwirkungen nicht ausgeschlossen werden. Zu nennen 
sind hier der erhöhte Oberflächenabfluss von Niederschlagswasser aufgrund von Bodenverdichtungen sowie die Zerstö-
rung von Habitaten von Tier- und Pflanzenarten. Da die vorliegende Planung jedoch in einen überwiegend bereits über-
bauten Bereich eingreift, sind die durch die Planung ausgelösten Auswirkungen auf die Wechselwirkungen zwischen den 
Umweltschutzgütern jedoch als nicht erheblich anzusehen.  

2.2.2 Nutzung natürlicher Ressourcen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe bb) 

Die baubedingte Nutzung natürlicher Ressourcen betrifft im Falle des vorliegenden Vorhabens insbesondere die Schutz-
güter Fläche, Boden sowie Landschaft. Die übrigen Schutzgüter sind indirekt durch die hiermit verbundenen Wechselwir-
kungen betroffen. Auswirkungen ergeben sich aus der Flächeninanspruchnahme für die Umsetzung des geplanten Vor-
habens. Da durch die Planung eine Beschränkung der zulässigen Flächeninanspruchnahme vorgenommen wird, ist nicht 
mit erheblichen Auswirkungen auf die genannten Umweltbelange auszugehen. Die Schaffung von Planungsrecht für Bau-
lücken spricht vielmehr für einen sparsamen Umgang mit der nicht vermehrbaren Ressource Grund und Boden. Die vor-
handene Landschaft wird nicht wesentlich über das bestehende Maß hinaus beansprucht, da ausschließlich Flächen mit 
geringer landschaftlicher Wertigkeit in Anspruch genommen werden. 
Der Bebauungsplan trifft keine Regelungen zur Nutzung natürlicher Ressourcen während des Betriebs des geplanten 
Vorhabens. Jedoch eröffnen die getroffenen Festsetzungen einen großzügigen Gestaltungsspielraum, in dessen Rahmen 
der sparsame Umgang mit natürlichen Ressourcen grundsätzlich ermöglicht wird. So ermöglichen z.B. die zusammen-
hängenden Baufenster die Umsetzung zusammenhängender Gebäude mit wenigen Außenwänden und somit die Umset-
zung energetisch sinnvoller Bauweisen.  

2.2.3 Art und Menge an Emissionen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe cc) 

Die bauliche Umsetzung der zulässigen Nutzungen führt vorwiegend zu Schall-, Luftschadstoff-, Geruchs- und Lichtemis-
sionen, die insbesondere zu einer Beeinträchtigung der Schutzgüter Mensch, Tier, Klima und Luft führen können. Die 
übrigen Schutzgüter sind nicht oder allenfalls indirekt und geringfügig betroffen. Die tatsächliche Nutzung wird Schall- und 
Lichtemissionen Emissionen, jedoch voraussichtlich in deutlich geringerem Ausmaß, mit sich bringen.  
Störungsempfindliche Tierarten können durch diese Emissionen aus ihren bisherigen Habitaten vertrieben werden. 
Schädliche Auswirkungen auf den Menschen durch Schallemissionen können bei Durchführung der im Schallgutachten 
formulierten Maßnahmen vermieden werden. Weitere für den Menschen schädliche Emissionen sind aufgrund der zuläs-
sigen Nutzung keine schädlichen Auswirkungen zu erwarten. Eine Belastung der übrigen Schutzgüter ist aufgrund der 
vorliegenden Planung nicht anzunehmen.  
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2.2.4 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe dd) 

Die Art und Menge der erzeugten Abfälle kann im vorliegenden Fall nicht eindeutig benannt und beziffert werden. Gemäß 
KrWG gilt jedoch grundsätzlich folgende Rangfolge bei der Abfallbewirtschaftung: 

1. Vermeidung des Entstehens von Abfällen, 
2. Vorbereitung zur Wiederverwendung von Abfällen, 
3. Recycling von Abfällen, 
4. Sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung und Verfüllung, 
5. Beseitigung von nicht wiederverwendbaren oder verwertbaren Abfällen. 

Durch die Einhaltung dieser Rangfolge und ergänzende Gesetze zur Verbringung, Behandlung, Lagerung und Verwertung 
des Abfalles können schädliche Auswirkungen auf die Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a, c und d BauGB 
(Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Wirkungsgefüge, Landschaft, biologische Vielfalt, Mensch, Kultur- 
und Sachgüter) grundsätzlich vermieden werden. Bei nicht sachgemäßem Umgang mit belasteten Abfällen können auf 
direktem Wege die Schutzgüter Boden, Wasser und Luft kontaminiert werden, was aufgrund der Wechselwirkungen mit 
den übrigen Schutzgütern zu erheblichen Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, das Klima, das Wirkungsgefüge, die biologi-
sche Vielfalt sowie den Menschen haben kann. Auch auf das Landschaftsbild könnten bei wilder Müllentsorgung erhebli-
che Auswirkungen entstehen.  
Die mit dem Betrieb der im Plangebiet ansässigen Nutzungen erzeugten Abfälle können weder hinsichtlich ihrer Art noch 
ihrer Menge an dieser Stelle konkret beziffert werden. Grundsätzlich kann jedoch durch die Wiederverwertung unbelaste-
ter Abfälle und die sachgemäße Entsorgung nicht verwertbarer Abfällen eine Beeinträchtigung der Umweltbelange nach 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bis e BauGB und auch der gem. Landschaftsplan in der Umgebung vorhandenen Schutzge-
biete ausgeschlossen werden.  
Die Nutzung erneuerbarer Energien ist von der Art und Menge des produzierten Abfalles nicht betroffen, gleichwohl stel-
len das Recycling und die (energetische) Verwertung von Abfällen einen Beitrag zur sparsamen und effizienten Nutzung 
von Energie dar, da im Falle einer Wiederverwertung Ressourcen (und damit auch Energie) eingespart werden können 
und im Falle einer energetischen Verwertung Energie erzeugt wird.  

2.2.5 Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe ee) 

Erhebliche Risiken könnten beispielsweise in der Emission von stark gesundheitsgefährdenden Schadstoffen bestehen. 
Diese können grundsätzlich während dem Bau und dem Betrieb anfallen. Sie würden sowohl ein Risiko für die menschli-
che Gesundheit, als auch für die Umwelt und ihre Belange darstellen. Durch einen Eintrag solcher Stoffe würden der 
Boden und das Grundwasser belastet, ebenso wie die Luft und das Klima. Durch die Aufnahme kontaminierten Wassers 
würden sich Schadstoffe in Pflanzen anreichern und diese erheblich belasten. Dies könnte einerseits zu einer negativen 
Beeinflussung des Landschaftsbildes durch das Absterben von Pflanzen, andererseits zu einer Gefährdung von Tieren 
und Menschen durch den Konsum von belastetem Wasser, Pflanzen oder Luft führen. Durch die genannten Belastungen 
und Gefährdungen würden auch das Wirkungsgefüge zwischen den genannten Schutzgütern sowie die biologische Viel-
falt und Schutzgebiete gefährdet.  
Da die Nutzungsmöglichkeiten für das Plangebiet durch die vorliegende Planung eingeschränkt werden, ist nicht davon 
auszugehen, dass von der geplanten Nutzung des Plangebietes erhebliche Risiken für die menschliche Gesundheit, das 
kulturelle Erbe oder die Umwelt ausgehen.  

2.2.6 Kumulierung von Auswirkungen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe ff) 

Kumulierende Auswirkungen äußern sich aufgrund der Umsetzung und Ausübung eines Vorhabens in Verbindung mit den 
Auswirkungen benachbarter Vorhaben. Denn die Umweltauswirkungen der benachbarten Vorhaben können dazu führen, 
dass die Schwelle zur Erheblichkeit überschritten wird, selbst wenn die einzelnen Vorhaben für sich alleine betrachtet 
keine erheblichen, negativen Umweltauswirkungen hervorrufen. 



Gemeinde Selfkant Umweltbericht 

 Bebauungsplan Nr. 50 „Isenbruch Ost“ 

 

VDH PROJEKTMANAGEMENT GMBH ERKELENZ Stand: JANUAR 2019 42 
 

In rund 300 m westlicher Entfernung befindet sich der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 34 „Mevesges Kamp“. 
Dieser ist bereits 2007 in Kraft getreten und setzt ein allgemeines Wohngebiet fest. Die Planung wurde bereits umgesetzt, 
sodass Kumulierungen mit der vorliegenden Planung nicht zu erwarten sind.  
Auf Basis der vorliegenden Planung kann eine durch das Vorhaben hervorgerufene Kumulierung nachteiliger Auswirkun-
gen somit nicht abgeleitet werden.  

2.2.7 Auswirkungen auf das Klima und Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe gg) 

Deutschland hat sich im Rahmen des Agenda 21-Prozesses der Vereinten Nationen dem Ziel unterworfen, bis zum Jahr 
2020 seine Treibhausgasemissionen um 40 Prozent zu senken und eine Reduktion der Emissionen von 80 bis 95 Prozent 
bis 2050 gegenüber 1990 zu erreichen. Die daraus abgeleiteten nationalen Klimaschutzziele beinhalten technisch-
wirtschaftliche Minderungspotenziale für die Sektoren Industrie und Gewerbe, Handel, Dienstleistungen hinsichtlich des 
Ausstoßes von CO2 beispielsweise durch den Emissionshandel, Investitionen in höhere Energieproduktivität und den 
verstärkten Einsatz erneuerbarer Energien. Diese Ziele sind in ihren Grundzügen bereits im Aktionsprogramm Klima-
schutz 2020 festgeschrieben (vgl. Die Bundesregierung 2015) 
Da es sich um einen Angebotsbebauungsplan handelt, können konkrete Aussagen über die Auswirkungen des Vorha-
bens auf das Klima und die Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels nicht ohne einen unverhältnismäßig 
hohen Aufwand getroffen werden.  
Pauschal lässt sich sagen, dass durch Siedlungsnutzungen, aber auch durch gewerbliche Nutzungen, klimarelevante 
Gase ausgestoßen werden. Auch wenn der Anteil dieser Sektoren an der weltweiten Erzeugung klimarelevanter Gase 
eher gering ist, haben auch diese Nutzungen einen Einfluss auf den Ausstoß klimarelevanter Emissionen. Durch die Fest-
setzung zusammenhängender Baufenster ermöglicht jedoch beispielsweise die Umsetzung zusammenhängender Ge-
bäude mit wenigen Außenwänden und somit die Umsetzung energetisch sinnvoller Bauweisen. 
Folgen des Klimawandels können vorliegend z.B. Überflutungen oder Trockenperioden sein. In diesem Zusammenhang 
ist von einer geringen Anfälligkeit des Vorhabens auszugehen. Eine Überflutung ist auch bei steigendem Meeresspiegel 
nicht zu erwarten. 

2.2.8 Eingesetzte Stoffe und Techniken 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe hh) 

Weder durch den Bau noch durch den Betrieb des Vorhabens sind erhebliche Auswirkungen aufgrund eingesetzter Tech-
niken und Stoffe zu erwarten. Die durch den Baustellenbetrieb verursachten Auswirkungen können bei Gewährleistung 
einer optimalen Entsorgung der Bau-und Betriebsstoffe, sachgerechten Umgang mit Öl und Treibstoffen, regelmäßiger 
Wartung der Baufahrzeuge sowie ordnungsgemäßer Lagerung wassergefährdender Stoffe als unerheblich eingestuft 
werden.  
Auch vom Betrieb der durch den Bebauungsplan ermöglichten Vorhaben werden bei sachgerechtem Umgang mit um-
weltschädlichen Stoffen keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen erwartet. Namentlich zu nennen sind hier 
die allgemein zulässigen Tankstellen im Plangebiet, die jedoch bisher keine Umsetzung gefunden haben. Da das Plange-
biet in weiten Teilen bebaut ist, scheint die Ansiedlung einer Tankstelle ohnehin unwahrscheinlich, weshalb eine Festset-
zung hinsichtlich zulässiger Stoffe und Techniken nicht erfolgt.  

2.3 Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe c) 

Nachfolgend erfolgt eine Beschreibung der geplanten Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen an-
hand der jeweiligen Schutzgüter. Eine Beschreibung der geplanten Überwachungsmaßnahmen erfolgt im Kapitel 3.2 
dieses Umweltberichts.  

2.3.1 Tiere 

Im Rahmen der Bestandsaufnahme zur potenziellen Besiedelung des Plangebietes durch planungsrelevante Tierarten 
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konnte ein mögliches Vorkommen verschiedener Vogel- und Fledermausarten nicht ausgeschlossen werden. Es werden 
daher Maßnahmen formuliert, bei deren Beachtung die mit der Fällung/Rodung/Baufeldfreimachung verbundenen arten-
schutzrechtlichen Konflikte vermieden werden können.  
 
Maßnahmen während der Fällungen/Rodungsarbeiten/Baufeldfreimachung 

 Die Entnahme von Gehölzen hat ausschließlich zwischen dem 1. Oktober und 31. Januar stattzufinden. 

 Die Fällung von Höhlenbäumen ist in einer frostfreien Periode außerhalb der Brut- und Setzzeiten nach vorheri-
ger (ggf. endoskopischer) Kontrolle der Baumhöhlen auf Fledermausbesatz durchzuführen. Grundsätzlich ist bei 
der Fällung von Höhlenbäumen eine ökologische Begleitung durch einen Fachgutachter empfehlenswert.  

 Der Fund von Fledermausquartieren ist in jedem Fall unverzüglich der Unteren Naturschutzbehörde (UNB Kreis 
Heinsberg) zu melden, die dann über das weitere Vorgehen entscheidet. Gefundene Fledermäuse sind aus der 
Gefahrensituation zu bergen und sofort an geeigneter Stelle freizulassen; hilflose oder verletzte Fledermäuse 
sind der nächstgelegenen Fledermausauffangstation zu übergeben.  

 Der Verlust von Fledermausquartieren ist in Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde (UNB Kreis Heins-
berg) durch das fachgerechte Anbringen geeigneter Fledermauskästen an geeigneter Stelle (mit räumlichem Be-
zug zum Eingriff) in ausreichender Anzahl auszugleichen 
 

Die Erfüllung des Verletzungs- und Tötungstatbestandes kann durch die Anwendung einer Bauzeitenregelung vermieden 
und somit sicher ausgeschlossen werden.  

2.3.2 Pflanzen  

Minderungen innerhalb des Planvorhabens: 

 Neben den bereits im Unterpunkt Schutzgut Boden erwähnten Maßnahmen um den Flächenverlu st mög-

lichst gering zu halten, ist bei der Bauausführung die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen 

und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu beachten.  

 Die planerische Sicherung des Gehölzstreifens im Nordosten des Plangebietes (festgesetzter Bereich) 

dient der Minderung des Eingriffs in das Schutzgut Pflanzen.  

Die Eingriffsbilanzierung ergibt ein Defizit in Höhe von 6.830 Ökowertpunkten (entspricht 0,17 ha). Eine Kompen-
sation des Eingriffes ist daher erforderlich. Der Ausgleich wird über den Erwerb von Ökowertpunkten aus dem 
Ökokonto der Gemeinde Selfkant erbracht. Die Punkte werden auf der Fläche Gemarkung Tüddern, Flur 1, Flurstück 
75 verbucht. Hier wurde ein Waldumbau vorgenommen, im Rahmen dessen eine Aufwertung durch den Ersatz von Pap-
peln durch Eschen, Kirschen und Hainbuchen erzielt wurde („Waldumbau Gemeindebruch Tüddern“). 

2.3.3 Fläche 

Durch die Überplanung einer bereits größtenteils besiedelten Fläche können bereits bestehende Erschließungsanlagen 
genutzt und so zusätzliche Flächeninanspruchnahmen vermieden werden. Dies trägt zu einer Schonung von bisher nicht 
beanspruchten Flächen an anderer Stelle im Gemeindegebiet bei.  

2.3.4 Boden 

Durch den potenziellen Bauverkehr können auch temporäre Beeinträchtigungen entstehen. Folgende Maßnahmen bieten 
sich grundsätzlich an, um den Flächenverlust möglichst gering zu halten: 

 Nutzung vorhandener Wirtschaftswege, Verminderung von zusätzlich anzulegenden Wegen. 

 Begrenzung der Erdmassenbewegung auf das notwendige Maß. 

 Auswahl geeigneter Lager- und Stellflächen. 

 Getrennte, sachgemäße Lagerung des Aushubs. 

 Wiedereinbau des Ausgangsmaterials entsprechend der ursprünglichen Lagerungsverhältnisse im Boden. 

 Unverzügliche Wiederherstellung temporär beanspruchter Arbeits- und Lagerflächen. 
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 Anlegen wasserdurchlässiger, nicht vollständig versiegelter Zuwegungen unter Verwendung von geeignetem 
Schottermaterial (z.B. Natursteinschotter). 

 Anfallende Abfälle sind vorrangig einer Verwertung zuzuführen. Abfälle, die nicht verwertet werden (können), 
sind in Entsorgungsanlagen zu entsorgen. 

Die vorgesehenen bauplanungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans ermöglichen in der westlichen Hälfte des 
Plangebietes eine Versiegelung von maximal 60% (GRZ 0,6), in der östlichen Hälfte von 40% (GRZ 0,4). Auf diese Weise 
kann die Inanspruchnahme des Schutzgutes Boden reduziert werden. Die festgesetzte Fläche für Wald trägt zumindest in 
Teilen dazu bei, die natürlichen Bodenfunktionen im Plangebiet zu erhalten. 

2.3.5 Wasser 

Die Entsorgung des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers des Plangebietes erfolgt im Bereich der Bach-
Straße und auf einigen Grundstücken entlang der Grünstraße vollständig in Form einer Versickerung. Bis auf zwei Grund-
stücke, die vollständig in den Kanal einleiten, erfolgt die Entsorgung auf den übrigen Grundstücken in Teilen mittels einer 
Versickerung sowie in Teilen über eine Einleitung in das Kanalsystem. Die Grundstücke entlang der Engelbertstraße und 
der Grünstraße sind an das bestehende Kanalnetz innerhalb der bestehenden Verkehrsflächen angebunden und entsor-
gen entweder vollständig durch Einleitung in das bestehende Kanalnetz oder teils durch Einleitung, teils durch Versicke-
rung. Durch die Versickerung von Niederschlagswasser können die Grundwasserneubildung positiv beeinflusst sowie die 
Belastung von Kanalsystemen, Kläranlagen sowie der Vorfluter verringert werden.  
Ferner dienen die Maßnahmen zur Kompensation der Eingriffe in die vorhandenen Pflanzengesellschaften (vgl. Kapitel 
2.3.1) sowie die Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen für das Schutzgut Boden (vgl. Kapitel 2.3.4) zugleich der 
Kompensation der Eingriffe in das Schutzgut Wasser.  

2.3.6 Klima und Luft 

Die planerische Sicherung von bioklimatisch bedeutsamen Strukturen (z.B. Gehölzflächen), verbessert das Mikroklima 
sowie die Lufthygiene. Durch sie werden kleinklimatische Zusammenhänge wie die Entstehung von Kaltluft gefördert. Um 
dies sicherzustellen, wird der Erhalt von Vegetation durch eine entsprechende Festsetzung im Bebauungsplan geregelt. 

2.3.7 Landschaftsbild 

Durch die Beschränkung der Gebäudehöhe auf ein verträgliches Maß (Beschränkung der Geschossigkeit auf 2 Vollge-
schosse) wird der Eingriff in das Landschaftsbild weitestgehend begrenzt. Die sich daraus ergebenden Gebäude orientie-
ren sich somit am Bestand. 
Durch die Festsetzung einer Fläche für Wald können landschaftsästhetisch wirksame Bepflanzungen erhalten werden. 

2.3.8 Biologische Vielfalt 

Die in Bezug auf die Schutzgüter Pflanzen und Tiere getroffenen Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen wirken gleichermaßen auf das Schutzgut biologische Vielfalt. Die Erhaltung und Aufwertung von Vegetations-
strukturen trägt zur biologischen Vielfalt im Bereich der Flora bei, wodurch gleichzeitig Lebensräume für Tiere erhalten 
und geschaffen werden. Dies trägt zum Erhalt der biologischen Vielfalt hinsichtlich der Tierwelt bei.  

2.3.9 Mensch 

Da der aufzustellende Bebauungsplan vorrangig der Sicherung des Bestandes dient, sind aufgrund der Wohn- und 
Mischgebietsnutzungen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch zu erwarten. Vermeidungs- und Verminde-
rungsmaßnahmen aufgrund dieser Nutzungen sind daher nicht erforderlich. Die gesetzlichen Regelungen zum Immissi-
onsschutz sowie die Einhaltung der bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflächen sichern bereits gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse.  
Von dem vorhandenen Gemeindehaus können jedoch im Rahmen von Sondernutzungen außerhalb der Tages- und Ru-
hezeiten Überschreitungen der Immissionsrichtwerte auftreten. Bei Durchführung der im Schallgutachten formulierten 
Maßnahmen im Rahmen des Betriebes des Gemeindehauses sowie bei Überprüfung dieser durch die Ordnungsbehörde 
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können schädliche Auswirkungen auf den Menschen vermieden werden. Es handelt sich hierbei im Einzelnen um die 
folgenden Rahmenbedingungen, die gewährleistet sein müssen:  
 

 Im Laufe eines Kalenderjahres sind in Summation im Bürgerhaus bzw. relevanten Umfeld maximal 18 

Sonderveranstaltungen zulässig und in diesem Rahmen auch nicht an mehr als an 2 aufeinander folge n-

den Wochenenden 

 Es obliegt der Gemeinde Selfkant bzw. dem Betreiber des Bürgerhauses eine Hausordnung bzw. bei Ve r-

mietung des Bürgerhaus hierüber eine Art Veranstaltungsliste mit entsprechender und ortsüblicher Vora n-

kündigung des Ereignisses zu führen. 

 Der mittlere Raumschallpegel in Veranstaltungsraum mit Theke beim Einsatz einer elektroakustischer Be-

schallungsanlage ist gemäß den Vorgaben der VDI 3726, Geräuschstufe III (G -III) auf einen Wert von 

LAFm ≤ 90 dB(A) zu begrenzen. Dabei ist die Anlage so einzurichten, dass ein mittlerer Maximalp egel 

einschließlich aller übrigen Innengeräusche von LAF,maxm ≤ 95 dB(A) vorherrscht. 

 Die Lautsprecher elektroakustischer Anlagen im Innenraum sollten körperschallisoliert und in mindestens 

a = 0,5 m Abstand von den raumumschließenden Bauteilen angeordnet werden, wobei die Schallabstrah-

lung nicht auf diese Bauteile gerichtet sein sollte. Eine direkte Beschallung der Außenflächen mittels elek t-

roakustischer Anlagen ist nicht zulässig. 

 Die Zugangstüre von Nordwesten in den Flur sowie die in den Multifunktionsraum führende Tür sind mit 

einem selbstschließenden Mechanismus zu versehen, damit eine direkte Schallausbreitung aus dem Ei n-

gangsbereich ins Freie soweit wie möglich vermieden wird. Beim Einsatz von Beschallungsanlagen im I n-

neren ist ein durchgehendes Öffnen durch Verkeilen der Türen zur Frischluftzufuhr nicht zulässig.  

 Mit Beginn der Nachtzeit um 22.00 Uhr sind alle Fensteranlagen geschlossen zu halten. Eine Belüftung 

über in Kippstellung geöffnete Fenster kann ausschließlich über die drei Fenster in der S üdostfassade er-

folgen. 

 Im Sinne der grundsätzlichen Regel, Lärm und unnötige Umweltbelastungen durch Geräusche sowie um 

Konflikte mit Anwohnern zu vermeiden, sollten die Besucher zu einem entsprechenden nichtstörenden 

Verhalten außerhalb des Gebäudes beim Verlassen des Geländes oder auch beim Aufenthalt auf dem ge-

pflasterten Vorplatz ("Raucherzone") nach 22.00 Uhr angehalten werden (z. B. Hinweisschilder).  

Da die Bauleitplanung derartige Regelungen nicht über Festsetzungen regeln kann, wird in den Hinweisen  des 

Bebauungsplanes auf die im Schallgutachten geforderten Maßnahmen verwiesen.  

2.3.10 Kultur- und Sachgüter 

Das Baudenkmal im Westen des Plangebietes wird durch die Festsetzung als Einzelanlage, die dem Denkmalschutz 
unterliegt vor negativen Beeinträchtigungen geschützt.  
Es liegen keine Erkenntnisse über Bodendenkmäler in der Region vor. Durch die folgende in den Bebauungsplan aufge-
nommene Festsetzung kann jedoch eine Beeinträchtigung von im Rahmen der Baumaßnahmen entdeckten Kultur- und 
Sachgütern vermieden bzw. vermindert werden: 
 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der Kreis Heinsberg als Untere 
Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstr. 
45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425/9039-0, Fax: 02425/9039-199, unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und 
Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den 
Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.  
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2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe d) 

Das Ziel der Planung ist es, den Bestand planerisch abzusichern und die Entwicklung auf den derzeit unbebauten Plan-
gebietsflächen planerisch verträglich zu steuern. Da die Planung somit an die Fläche gebunden ist, bestehen hinsichtlich 
der Verortung der Planung keine alternativen Planungsmöglichkeiten.  
Hinsichtlich der getroffenen Festsetzungen bestehen keine Alternativen, da sie den Bestand lediglich sichern, nicht aber 
übermäßig einschränken sollen. Die Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung orientiert sich am Bestand, um diesen zu 
sichern und die Ansiedlung störender Nutzungen zu unterbinden. Die Festsetzungen für das Maß der baulichen Nutzung 
entsprechen den Vorgaben des § 17 BauNVO. Eine Unterschreitung dieser würde zu einer unbeabsichtigten Härte füh-
ren. Die Baugrenzen sind in einer Größe gewählt, die den Bestand absichert und falls erforderlich Spielraum für Erweite-
rungen lässt. Restriktivere Baugrenzen – oder gar Baulinien – würden die Grundstückseigentümer in ihrer Baufreiheit über 
Gebühr einschränken.  

2.5 Erhebliche nachteilige Auswirkungen  

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe e) 

Die Anfälligkeit des Vorhabens für erhebliche nachteilige Auswirkungen i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe j BauGB (na-
mentlich schwere Unfälle und Katastrophen) kann nicht eindeutig beschrieben werden, da es sich um einen Angebotsbe-
bauungsplan handelt und somit auf Basis des Bebauungsplanes keine konkrete Aussage über die sich ansiedelnden 
Nutzungen getroffen werden kann.  
Der Begriff eines schweren Unfalls ist bisher nicht eindeutig definiert, bei einem Unfall (ohne Berücksichtigung der Schwe-
re) handelt es sich jedoch um ein plötzliches, zeitlich und örtlich bestimmtes und von außen einwirkendes Ereignis, bei 
dem ein Personen- oder Sachschaden entsteht. Ein schwerer Unfall kann daher als Unfall mit erheblichem Schadens-
ausmaß oder erheblichem Umfang der Betroffenen eingeordnet werden.  
Eine Katastrophe ist laut DIN 13050 ein über das Großschadensereignis hinausgehendes Ereignis mit einer wesentlichen 
Zerstörung oder Schädigung der örtlichen Infrastruktur, das im Rahmen der medizinischen Versorgung und Gefahrenab-
wehr mit den Mitteln und Einsatzstrukturen des Rettungsdienstes alleine nicht bewältigt werden kann. Das Großscha-
densereignis wird dabei als Ereignis mit einer großen Anzahl von Verletzten oder Erkrankten sowie anderen Geschädig-
ten oder Betroffenen und/oder erheblichen Sachschäden definiert.  
Bei den Vorhaben die durch die Festsetzungen des Bebauungsplans ermöglicht werden, handelt es sich vorrangig um 
Wohnnutzungen, ergänzt um Büronutzungen, Gastronomie, nicht störendes Gewerbe, Tankstellen, Gartenbaubetriebe 
und Einrichtungen, die dem Gemeinbedarf dienen. Vom Großteil dieser Nutzungen geht grundsätzlich kein erhöhtes Risi-
ko einer Gefährdung aus. Lediglich von den Tankstellen kann aufgrund der verarbeiteten Stoffe (Treibstoffe, Öle) eine 
Gefährdung ausgehen. Dieses Risiko ist jedoch ein allgemein vertretbares Risiko. Insofern ist vorliegend von einem ins-
gesamt geringen Risiko von Unfällen oder Katastrophen auszugehen. 

3 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3) 

3.1 Technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe a) 

Konkrete Schwierigkeiten bei der Ermittlung und Zusammenstellung der Angaben haben sich bisher nicht ergeben. 
Gleichwohl beruhen verschiedene Angaben auf allgemeinen Annahmen oder großräumigen Daten (z.B. faunistische 
Daten, Klimaangaben) und beinhalten eine gewisse Streuungsbreite. Zur Ermittlung und Beurteilung der erheblichen 
Umweltauswirkungen der Planung in der vorliegenden Form bilden die zusammengestellten Angaben jedoch eine hinrei-
chende Grundlage. 
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3.2 Geplante Überwachungsmaßnahmen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe b) 

Gemäß § 4c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durchführung 
der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig ermitteln und in der 
Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen; Gegenstand der Überwachung ist auch die Durchführung 
von Darstellungen oder Festsetzungen nach § 1a Abs. 3 Satz 2 und 4 BauGB. 
Die Maßnahmen zur Begrenzung der Versiegelung bzw. Bebauung sowie die präventiven Maßnahmen und Ausgleichs-
maßnahmen des Artenschutzes werden durch die Gemeinde Selfkant als Bauaufsicht ebenfalls im Rahmen der Beteili-
gung an bauordnungsrechtlichen oder sonstigen Verfahren überwacht und durchgesetzt.  

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe c) 

Die Planung verursacht größere Umweltauswirkungen in Bezug auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Luft, Klima, biologi-
sche Vielfalt, Boden, Wasser, Klima und Luft. Diese sind jedoch bei Ergreifung geeigneter Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verminderung und zum Ausgleich der erheblichen Beeinträchtigungen als nicht erheblich einzustufen.  
 
Durch die Bebauung bisher offener Flächen kommt es zum Verlust von Teillebensräumen und Zerschneidungen von 
Lebensraumbeziehungen, die sich, ebenso wie die Störungen aus Lärm und Licht aus dem geplanten Vorhaben, auf die 
Verhaltens- und Bewegungsmuster von Tieren auswirken können. Hiervon können verschiedene planungsrelevante Fle-
dermaus- und Vogelarten betroffen sein, ein Vorkommen kann hier nicht für alle im Messtischblatt für das Plangebiet 
gelisteten Arten sicher ausgeschlossen werden. Um dennoch eine Beeinträchtigung der Arten und die Auslösung eines 
Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermieden, werden in Kapitel 2.3.1 Vermeidungs- und Verminde-
rungsmaßnahmen formuliert. Hierzu zählt beispielsweise eine Bauzeitenregelung, welche die Entnahme von Gehölzen 
ausschließlich außerhalb der Brut- und Setzzeiten zulässt. Bei Durchführung der genannten Maßnahmen kann die Auslö-
sung eines Verbotstatbestandes vermieden werden.  
Durch die Überbauung bisher unbebauter Flächen werden vegetationsbestandene Flächen in Anspruch genommen. Im 
Zuge der Baufeldfreimachung sowie der anschließenden Bebauung wird die Vegetation auf diesen Flächen entfernt und 
nicht vollständig ersetzt werden. Im Bebauungsplan wird jedoch eine Fläche für Wald festgesetzt, wodurch die wertvolle-
ren Vegetationsstrukturen im Plangebiet gesichert werden. Insgesamt ergibt sich jedoch ein Kompensationsbedarf von 
6.830 Ökowertpunkten (0,53 ha) für die Eingriffe in das Schutzgut Pflanzen, sodass die mit der Planung verbundenen 
Auswirkungen ausgeglichen werden. Der Ausgleich erfolgt über das Ökokonto der Gemeinde Selfkant auf der Fläche 
Gemarkung Tüddern, Flur 1, Flurstück 75. Hier wurde ein Waldumbau vorgenommen, im Rahmen dessen eine Aufwer-
tung durch den Ersatz von Pappeln durch Eschen, Kirschen und Hainbuchen erzielt wurde („Waldumbau Gemeindebruch 
Tüddern“). 
Für einen schonenden Umgang mit dem Schutzgut Fläche werden bereits heute zu großen Teilen überbaute Flächen 
überplant und somit eine Aktivierung der Baulücken angestrebt. Die Flächen sind bereits erschlossen, sodass die Flä-
cheninanspruchnahme für Infrastruktureinrichtungen so gering wie möglich gehalten wird.  
Durch die tatsächliche Bebauung der überbaubaren Grundstücksfläche kann jedoch aufgrund des höheren Versiege-
lungsgrades die Versickerungsfähigkeit des Bodens eingeschränkt und die Neubildung von Grundwasser verhindert 
werden. Da das Plangebiet jedoch bereits heute zu großen Teilen bebaut ist und die vorliegende Planung die Überbau-
barkeit des Plangebietes insgesamt einschränkt, ist nicht mit erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu 
rechnen.  
Da das Plangebiet innerhalb der Zone 3 des Wasserschutzgebietes „NL Roosteren“ liegt, kann bezüglich des Schutzgutes 
Wasser grundsätzlich von einer Empfindlichkeit ausgegangen werden.  
Aufgrund der im Plangebiet zulässigen Nutzungen ist jedoch bei sachgerechtem Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen nicht von schädlichen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser auszugehen. Die im Plangebiet anfallenden Nieder-
schläge können teilweise nicht auf den Grundstücken versickert werden, weshalb sie an das bestehende Kanalnetz ange-
schlossen werden. Auf diese Weise können negative Auswirkungen ebenfalls vermieden werden.  
Im Hinblick auf die Schutzgüter Klima und Luft ist von keiner erheblichen Beeinträchtigung auszugehen. Im Plangebiet 
liegt derzeit keine erhebliche Vorbelastung vor und mit der Planung sind weiterhin keine stark emittierenden Nutzungen 
verbunden. Der Erhalt klimatisch wirksamer Vegetationsstrukturen trägt zum Erhalt eines guten Klimas sowie einer Ver-
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besserung der Luftqualität bei. Eine maßgebliche Beeinträchtigung der klimatischen Funktionen wird daher auch nach der 
Realisierung der Planung im Vergleich zur Bestandssituation nicht zu erwarten sein.  
Aufgrund des begrenzten Umfanges der Auswirkungen auf die oben genannten Umweltbelange ist – insbesondere bei 
Durchführung der in Kapitel 2.3 genannten Vermeidungs-, Verminderungs- und Kompensationsmaßnahmen – nicht von 
erheblichen Beeinträchtigungen des Wirkungsgefüges zwischen ihnen auszugehen.  
Das Landschaftsbild wird durch die Planung nicht wesentlich beeinträchtigt. Durch die bisherige Nutzung des Plangebie-
tes und den vorliegenden Versiegelungsgrad besteht bereits eine leichte Vorbelastung. Lediglich einige Gehölzstrukturen 
werten das Landschaftsbild auf. Die größte dieser Flächen wird durch eine Festsetzung gesichert, sodass die Auswirkun-
gen auf das Landschaftsbild minimiert werden. Insgesamt sind aufgrund des Wertes der übrigen Landschaftselemente 
keine erheblichen Auswirkungen auf dieses Schutzgut zu erwarten.  
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Biologische Vielfalt sind durch die Planung nicht zu erwarten, da insgesamt mit 
keinen wesentlichen Eingriffen in vorhandene Biotope zu rechnen ist. Weiterhin befinden sich im Umfeld des Plangebietes 
hochwertigere Biotope, in die durch das Vorhaben kein Eingriff erfolgt. Es bestehen somit Ausweich-Biotope. Die biologi-
sche Vielfalt an sich bleibt voraussichtlich unberührt.  
Natura 2000-Gebiete sind von der Planung nicht betroffen, da sich das nächstgelegene Schutzgebiet mit europäischer 
Bedeutung in einer Entfernung von 13,2 km zum Plangebiet befindet. Die Planung bereitet keine Nutzungen vor, durch die 
ein direkter Eingriff in das Schutzgebiet erfolgt oder die zu einer Barrierewirkung führen könnten. Eine Beeinträchtigung ist 
somit nicht zu erwarten.  
Eine Empfindlichkeit für ansässige Menschen kann aus dem Vorhaben nicht abgeleitet werden. Es werden ein Allgemei-
nes Wohngebiet sowie ein Mischgebiet festgesetzt, die der Ansiedlung von Wohnnutzungen sowie Nutzungen, die das 
Wohnen nicht (wesentlich) stören, dienen. Bei Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Immissionsrichtwerte sowie 
der bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflächen sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Die 
Einwirkungen des Bürgerhauses können bei Durchführung der im Schallgutachten formulierten Maßnahmen entspre-
chend der gesetzlichen Vorgaben vermindert werden, sodass eine erhebliche Beeinträchtigung nicht vorliegt. 
Eine Beeinträchtigung der im Plangebiet vorhandenen Kultur- und Sachgüter ist nicht zu erwarten. Die dort befindliche 
Kapelle der unbefleckten Empfängnis wird über die Festsetzung als Denkmal vor schädlichen Beeinflussungen geschützt.  
Unter Berücksichtigung des bestehenden Planungskonzeptes und der genannten Vermeidungs- und Verminderungsmaß-
nahmen ist davon auszugehen, dass die Planung insgesamt keine erheblichen Umweltauswirkungen verursacht bzw., 
dass die verursachten erheblichen Umweltauswirkungen kompensierbar sind. Eine detaillierte Ausführung der Kompensa-
tionsflächenermittlung erfolgt im Rahmen des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages zum Bebauungsplan Nr. 50.  
 
Erkelenz, den 10.01.2018 
 
VDH Projektmanagement GmbH 
 
i.A. M.Sc. Daniela Thöne  
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3.4 Referenzliste der Quellen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe d) 
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